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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Straßenreinigung  
in der Gemeinde Gokels 

(Straßenreinigungssatzung) 
 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1, 17 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) und des § 45 Abs. 3 Satz 2 Ziffer 2 und 5 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) vom 25. November 
2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 631, ber. 2004 S. 140) in den jeweils zurzeit gültigen Fassungen wird 
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Gokels vom 26.11.2020 folgende Satzung 
erlassen: 

 

§ 1 
Gegenstand der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege 
und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslage, bei Landesstraßen jedoch 
nur innerhalb der Ortsdurchfahrten, als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigungspflicht nicht 
nach § 2 anderen übertragen wird.  
 

(2) Die Reinigungspflicht der Gemeinde umfasst die Reinigung der Fahrbahnen und Gehwege. 
Zur Fahrbahn gehören auch die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bushaltestellenbuch-
ten sowie die Radwege. Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benutzung durch Fußgänger  
vorgesehen oder geboten ist; als Gehwege gelten auch die gemeinsamen Rad- und Gehwege 
nach § 41 Abs. 2 StVO. 
 

(3) Zur Reinigung gehört auch der Winterdienst. Dieser umfasst das Schneeräumen auf den Fahr-
bahnen und Gehwegen sowie bei Schnee- und Eisglätte das Bestreuen der Gehwege, Fuß-
gängerüberwege und der besonders gefährlichen Stellen auf den Fahrbahnen, bei denen die  
Gefahr auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht oder nicht rechtzeitig  
erkennbar ist.  

 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht für die im anliegenden Straßenverzeichnis besonders kenntlich gemach-
ten Fahrbahnen und Gehwege wird aufgrund der Ermächtigung des § 45 Abs. 3 Ziffer 2 StrWG-SH 
in der Frontlänge der anliegenden Grundstücke auf die Eigentümerinnen und / oder Eigentümer 
dieser Grundstücke für folgende Straßenteile übertragen: 

 a) die Gehwege, 

 b) die begehbaren Seitenstreifen, 

 c) die Radwege, auch soweit deren Benutzung für Fußgänger geboten ist, 

 d) die Rinnsteine, 

 e) die Hälfte der Fahrbahnen mit Ausnahme der Landesstraßen (L 127, L 128, L 316). 
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Sind die Grundstückseigentümer beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt sich die 
Reinigungspflicht nur bis zur Straßenmitte. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

(2) An Stelle des Eigentümers trifft die Reinigungspflicht 

1. den Erbbauberechtigten, 

2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück selbst nutzt, 

3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze Wohngebäude zur Nutzung 
    überlassen ist. 
 

(3) Ist der Reinigungspflichtige nicht in der Lage, seine Pflicht persönlich zu erfüllen, so hat er eine 
geeignete Person mit der Reinigung zu beauftragen. 

(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen, wenn 
eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit wider-
ruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 

 

§ 3 
Art und Umfang der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht umfasst die Säuberung der in § 2 Abs. 1 genannten Straßenteile ein 
schließlich der Beseitigung von Abfällen geringen Umfangs und Laub. Wildwachsende Kräuter  
sind zu entfernen. Art und Umfang der Reinigung richten sich im Übrigen nach dem Grad der Ver-
schmutzung und den Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit. 
 

(2) Die Straßenteile nach § 2 Abs. 1 sind nach Bedarf, mindestens jedoch einmal monatlich zu 
säubern. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. Kehricht und sonstiger Unrat sind nach 
Beendigung der Säuberung unverzüglich zu entfernen. 
 

(3) Herbizide oder andere chemische Mittel dürfen bei der Wildkrautbeseitigung in Straßenrandbe-
reichen nicht eingesetzt werden. Als Straßenrandbereich gelten alle zwischen dem anliegenden 
Grundstück und der Fahrbahn gelegenen Flächen.  
 

(4) Die Gehwege sind in einer für den Fußgängerverkehr erforderlichen Breite von Schnee freizu-
halten und bei Glätte zu streuen, soweit möglich in einer Breite von 1,50 m.  
Bei Eis- und Schneeglätte sind die Gehwege, die Fußgängerüberwege und die besonders gefährli-
chen Stellen auf den von den Grundstückseigentümern zu reinigenden Fahrbahnen - wenn nötig 
auch wiederholend - zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor auftauenden Mitteln 
eingesetzt werden sollen. 
 

(5) Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden Materi-
alien bestreut, salzhaltige oder sonstige auftauende Mittel enthaltener Schnee darf auf ihnen nicht 
abgelagert werden.  
 

(6) In der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unver-
züglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu beseitigen.  
Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und 
feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen.  
 

(7) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die Gehwege so von 
Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang gewähr-
leistet ist. 
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(8) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder - wo dies nicht 
möglich ist - auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch 
nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen 
und die Hydranten sind von Eis und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dür-
fen nicht auf den Gehweg und die Fahrbahn geschafft werden. 

 

§ 4 
Außergewöhnliche Verunreinigung 

 
Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus verunreinigt, hat gemäß § 46 StrWG die 
Verunreinigung ohne Aufforderung und ohne schuldhafte Verzögerung zu beseitigen. Eine über 
das übliche Maß hinausgehende Verunreinigung liegt insbesondere auch bei Ausscheidungen von 
Hunden und anderen Tieren vor. Andernfalls kann die Gemeinde die Verunreinigung auf Kosten 
des Verursachers beseitigen. Unberührt bleibt die Verpflichtung des Reinigungspflichtigen, die 
Verunreinigung zu beseitigen, soweit ihm dies zumutbar ist. 

 

§ 5 
Grundstücksbegriff 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit nach dem Bewertungsgesetz 
bildet. 
 

(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt ein Grundstück dann, wenn es an Bestandteile der 
Straße heranreicht. Als anliegend gilt ein Grundstück auch dann, wenn es durch Grün- und/oder 
Geländestreifen, die keiner selbständigen Nutzung dienen, von der Straße getrennt ist. 

 

§ 6 
Ausnahmen 

 
Befreiungen von der Verpflichtung zur Reinigung der Straßen können ganz oder teilweise nur dann 
auf besonderen Antrag erteilt werden, wenn auch unter Berücksichtigung des allgemeinen Wohles 
die Durchführung der Reinigung dem Pflichtigen nicht zugemutet werden kann. 

 

§ 7 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
(1) Die Gemeinde Gokels verarbeitet zur Umsetzung dieser Satzung personenbezogene Daten der 
Betroffenen zum Zweck der Umsetzung der Reinigungspflicht. Rechtsgrundlage für die Datenver-
arbeitung ist § 3 Satz 2 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein (LDSG), i.V.m. § 45 Abs. 3 
Satz 2 StrWG, i.V.m. dieser Satzung über die Straßenreinigung in der Gemeinde Seefeld. 
 

(2) Es werden Name, Vorname und Anschrift des Eigentümers oder der in § 2 Abs. 3 Nr. 1-3  
genannten Personen erhoben. Die vorgenannten Daten werden erhoben durch:  
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a) Abfrage beim Einwohnermeldeamt des Amtes Mittelholstein 

 

b) Abfrage der Eigentümer mittels der Grundsteuerakten beim Steueramt des Amtes Mittelholstein   

c) Abfrage des Eigentümers mittels Grundbuchauskunft beim Amtsgericht Rendsburg 

d) Abfrage beim Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein zu den  

Abmessungen des jeweils zugrundliegenden Grundstückes  

Eine Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nur unter den Voraussetzungen des Abs. 4. Eine  
automatisierte Entscheidungsfindung („Profiling“) findet nicht statt. 
 

(3) Die Daten werden nur erhoben, sofern bei routinemäßigen Kontrollen festgestellt wird, dass der 
durch diese Satzung auferlegte Reinigungspflicht nicht nachgekommen wird, oder ein nicht Nach-
kommen der Reinigungspflicht angezeigt wird.  
 

(4) Es werden die Vorgaben des § 4 LDSG beachtet. Das bedeutet, eine Verarbeitung zu anderen 
Zwecken ist nicht vorgesehen, es sei denn, die betroffene Person wird zur Zahlung eines Geldbe-
trages verpflichtet. In diesem Fall werden die personenbezogenen Daten an die Finanzabteilung 
und das Forderungsmanagement des Amtes Mittelholstein weitergeleitet. Eine Drittlandübermitt-
lung ist nicht vorgesehen. 
 

(5) Die Daten der betroffenen Person werden im Rahmen der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht 
für 10 Jahre nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens gespeichert und im Anschluss unwieder-
bringlich gelöscht, bzw. vernichtet. 

 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 56 StrWG. 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

a) seiner Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht nachkommt, 

b) gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser Satzung verstößt, 

c) nach § 4 dieser Satzung eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus verunreinigt 
und die Verunreinigung, insbesondere durch Hunde und andere Tiere, nicht unverzüglich 
beseitigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 511 € 
geahndet werden. 

 

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Straßenreinigung in der Gemeinde Gokels vom 23.09.1999 
und die Satzung zur 1. Änderung der Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Gokels vom 
25.11.2010 außer Kraft.  
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Gokels, den 01.12.2020 
 
 
gez.     (L. S.) 
 
Heiko Hadenfeldt 
(Bürgermeister)  
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Anlage zur Satzung über die Straßenreinigung in der  Gemeinde Gokels vom 01.12.2020 

 
Nachfolgend aufgeführte Straßen sind gem. § 2 Abs. 1 der Straßenreinigungssatzung zu reinigen: 
 

Straßenverzeichnis 
Am Bahnhof 
Am Bakenberg 
Am Raller 
Am Sportplatz 
Blumenstraße 
Bundesstraße 
Dallhauen 
Erlengrund 
Hoheluft 
Liedkamp 
Liethweg 
Lütjenwestedter Straße 
Meentviert 
Melandstraße 
Mühlenweg 
Neue Siedlung 
Ostermoor 
Pastor-Weilbach-Straße 
Postweg 
Rosenstraße 
Schäperweg 
Seefelder Straße 
Steenbreken 
Thadener Straße 
Wiesengrund 
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Amtlichen Bekanntmachungen 
 

Satzung 
über die Straßenreinigung  

in der Gemeinde Tappendorf 
(Straßenreinigungssatzung) 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1, 17 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) und des § 45 Abs. 3 Satz 2 Ziffer 2 und 5 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) vom 25. November 
2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 631, ber. 2004 S. 140) in den jeweils zurzeit gültigen Fassungen, 
wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Tappendorf vom 02.12.2020 folgende  
Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Reinigungspflicht 

 
Alle öffentlichen Straßen (§§ 2, 57 StrWG, § 1 Bundesfernstraßengesetz) innerhalb der  
geschlossenen Ortslage, bei Bundes-, Landes- und Kreisstraßen jedoch nur innerhalb der Orts-
durchfahrt, (§ 4 Abs. 1 Sätze 2 und 3 StrWG) sind zu reinigen. Öffentliche Straßen sind Straßen, 
Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind. 

 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht wird aufgrund der Ermächtigung des § 45 Abs. 3 Ziffer 2 StrWG-SH in der 
Frontlänge der anliegenden Grundstücke auf die Eigentümerinnen und / oder Eigentümer dieser 
Grundstücke für folgende Straßenteile übertragen: 

 a) die Gehwege mit Ausnahme derjenigen Teile, die als Parkflächen für Kraftfahrzeuge  

besonders gekennzeichnet sind, 

 b) die begehbaren Seitenstreifen, 

 c) die Radwege, auch soweit deren Benutzung für Fußgänger geboten ist, 

 d) den begehbaren Fahrbahnrand beidseitig in einer Breite von mindestens 1,00 m, 
sofern  

  zwischen der Fahrbahn und den anliegenden Grundstücken weder Gehwege, Rad-
wege  

  noch begehbare Seitenstreifen vorhanden sind, 

 e) die Rinnsteine und Pflasterrinnen sowie Bordsteinkanten, 

 f) die Gräben, 

 g) die Grabenverrohrungen, die dem Grundstücksanschluss dienen. 

Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 
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(2) An Stelle des Eigentümers trifft die Reinigungspflicht 

1. den Erbbauberechtigten, 

2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück selbst nutzt, 

 

3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze Wohngebäude zur Nutzung 
    überlassen ist. 
 

(3) Ist der Reinigungspflichtige nicht in der Lage, seine Pflicht persönlich zu erfüllen, so hat er eine 
geeignete Person mit der Reinigung zu beauftragen. 

(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen, wenn 
eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit wider-
ruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 

 

§ 3 
Art und Umfang der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht umfasst die Säuberung der in § 2 Abs. 1 genannten Straßenteile ein- 
schließlich der Beseitigung von Abfällen geringen Umfangs und Laub. Wildwachsende Kräuter  
und Gras sind zu entfernen. Art und Umfang der Reinigung richten sich nach dem Grad der Ver-
schmutzung und den Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit. 
 

(2) Die Straßenteile nach § 2 Abs. 1 sind bei Bedarf, mindestens einmal im Monat zu säubern und 
von Unkraut zu befreien. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die dem Feuerlöschwesen 
dienenden Wasseranschlüsse sind jederzeit sauber und von Schnee und Eis frei zu halten. Beläs-
tigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. Kehricht und sonstiger Unrat sind nach Beendigung 
der Säuberung unverzüglich zu entfernen. 
 

(3) Herbizide oder andere chemische Mittel dürfen bei der Wildkrautbeseitigung in Straßenrandbe-
reichen nicht eingesetzt werden. Als Straßenrandbereich gelten alle zwischen dem anliegenden 
Grundstück und der Fahrbahn gelegenen Flächen.  
 

(4) Die Gehwege, Radwege, gemeinsam genutzten Geh- und Radwege und die begehbaren  
Seitenstreifen sind in einer Breite von 1,00 m von Schnee frei zu halten. 
 

(5) Von den mit Sand, Kies oder Schlacke befestigten Gehwegen und Seitenstreifen ist Schnee 
nur dann zu entfernen, wenn die Schneemenge den Fußgängerverkehr behindert. Die Entfernung 
hat in diesem Falle unter Schonung der Gehfläche zu erfolgen.  
 

(6) Bei Eis- und Schneeglätte sind die in Abs. 4 genannten Bereiche zu streuen, wobei die Ver-
wendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich unterbleiben sollte; ihre  
Verwendung ist nur erlaubt, 

a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von  

 abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 

b) an besonders gefährlichen Stellen an Gehwegen, zum Beispiel Treppen, Rampen,  
 Brückenauf- oder abgängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen  
 Gehwegabschnitten. 
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(7) Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden Materi-
alien bestreut, salzhaltige oder sonstige auftauende Mittel enthaltener Schnee darf auf ihnen nicht 
abgelagert werden.  
 

(8) In der Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unver-
züglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu beseitigen.  
Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werktags bis 8.00 Uhr, sonn- und 
feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen. Dies gilt auch für Glätte, die durch fest-
getretenen Schnee entstanden ist. 
 

(9) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die Gehwege so von 
Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang gewähr-
leistet ist. 
 

(10) Schnee und Eis sind auf dem an die Fahrbahn angrenzenden Drittel des Gehweges oder auf 
einem Seitenstreifen zu lagern. Wo dies nicht möglich ist, können Schnee und Eis auch auf dem 
Fahrbahnrand gelagert werden. Der Fahr- und Fußgängerverkehr darf hierdurch nicht mehr als 
unvermeidbar gefährdet oder behindert werden. Rinnsteine, Einläufe in Entwässerungsanlagen 
und dem Feuerlöschwesen dienende Wasseranschlüsse sind von Eis und Schnee freizuhalten. 
Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den Gehweg und die Fahrbahn geschafft wer-
den. 
 

(11) Gehwege im Sinne der vorstehenden Absätze sind alle Straßenteile, deren Benutzung durch 
Fußgänger geboten ist.  

 

§ 4 
Außergewöhnliche Verunreinigung 

 
Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus verunreinigt, hat gemäß § 46 StrWG die 
Verunreinigung ohne Aufforderung und ohne schuldhafte Verzögerung zu beseitigen. Eine über 
das übliche Maß hinausgehende Verunreinigung liegt insbesondere auch bei Ausscheidungen von 
Hunden und anderen Tieren vor. Andernfalls kann die Gemeinde die Verunreinigung auf Kosten 
des Verursachers beseitigen. Unberührt bleibt die Verpflichtung des Reinigungspflichtigen, die 
Verunreinigung zu beseitigen, soweit ihm dies zumutbar ist. 

 

§ 5 
Grundstücksbegriff 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit nach dem Bewertungsgesetz 
bildet. 

(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt auch ein Grundstück, das durch einen Graben, eine 
Böschung, einen Grünstreifen, eine Mauer oder in ähnlicher Weise vom Gehweg oder von der 
Fahrbahn getrennt ist, gleich ob es mit der Vorder- bzw. Hinterfront oder mit den Seitenfronten an 
der Straße liegt. 
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§ 6 
Ausnahmen 

 
Befreiungen von der Verpflichtung zur Reinigung der Straßen können ganz oder teilweise nur dann 
auf besonderen Antrag erteilt werden, wenn auch unter Berücksichtigung des allgemeinen Wohles 
die Durchführung der Reinigung dem Pflichtigen nicht zugemutet werden kann. 

 

§ 7 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
(1) Die Gemeinde Tappendorf verarbeitet zur Umsetzung dieser Satzung personenbezogene  
Daten der Betroffenen zum Zweck der Umsetzung der Reinigungspflicht.  
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist § 3 Satz 2 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-
Holstein (LDSG), i.V.m. § 45 Abs. 3 Satz 2 StrWG, i.V.m. dieser Satzung über die Straßenreini-
gung in der Gemeinde Tappendorf. 
 

(2) Es werden Name, Vorname und Anschrift des Eigentümers oder der in § 2 Abs. 3 Nr. 1-3  
genannten Personen erhoben. Die vorgenannten Daten werden erhoben durch:  

a) Abfrage beim Einwohnermeldeamt des Amtes Mittelholstein 

b) Abfrage der Eigentümer mittels der Grundsteuerakten beim Steueramt des Amtes Mittelholstein  

c) Abfrage des Eigentümers mittels Grundbuchauskunft beim Amtsgericht Rendsburg 

d) Abfrage beim Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein zu den  

Abmessungen des jeweils zugrundliegenden Grundstückes  

Eine Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nur unter den Voraussetzungen des Abs. 4. Eine  
automatisierte Entscheidungsfindung („Profiling“) findet nicht statt. 
 

(3) Die Daten werden nur erhoben, sofern bei routinemäßigen Kontrollen festgestellt wird, dass der 
durch diese Satzung auferlegte Reinigungspflicht nicht nachgekommen wird, oder ein nicht Nach-
kommen der Reinigungspflicht angezeigt wird.  
 

(4) Es werden die Vorgaben des § 4 LDSG beachtet. Das bedeutet, eine Verarbeitung zu anderen 
Zwecken ist nicht vorgesehen, es sei denn, die betroffene Person wird zur Zahlung eines Geldbe-
trages verpflichtet. In diesem Fall werden die personenbezogenen Daten an die Finanzabteilung 
und das Forderungsmanagement des Amtes Mittelholstein weitergeleitet. Eine Drittlandübermitt-
lung ist nicht vorgesehen. 
 

(5) Die Daten der betroffenen Person werden im Rahmen der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht 
für 10 Jahre nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens gespeichert und im Anschluss unwieder-
bringlich gelöscht, bzw. vernichtet. 

 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 56 StrWG. 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

d) seiner Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht nachkommt, 

e) der nach § 3 dieser Satzung festgelegten Reinigungspflicht nach Art und Umfang nicht 
nachkommt, 
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f) nach § 4 dieser Satzung eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus verunreinigt 
und die Verunreinigung, insbesondere durch Hunde und andere Tiere, nicht unverzüglich 
beseitigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 511 € 
geahndet werden. 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Straßenreinigung in der Gemeinde Tappendorf vom 
14.12.2001 außer Kraft.  
 
 
Tappendorf, den 07.12.2020 
 
 
gez.     (L. S.) 
 
Kerstin Hattendorf-Selchow 
(Bürgermeisterin)  
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Anlage zur Satzung über die Straßenreinigung in der  Gemeinde Tappendorf vom 07.12.2020 

 

Nachfolgend aufgeführte Straßen sind gem. § 2 Abs. 1 der Straßenreinigungssatzung zu reinigen: 
 

Straßenverzeichnis 
Büssenbarg 
Dorfstraße 
Goldbarg 
Holnweg 
Op de Höh 
Schulstraße 
Spök 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Hohenwestedt 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs.1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-
ar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57), der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6  
des Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI, 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Hohenwestedt vom 08.12.2020 folgende Satzung erlassen:  

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
§ 3  

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 

(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    48,00 € 

für den 2. Hund  120,00 € 

für jeden weiteren Hund 240,00 € 

für Gefahrhunde  320,00 € 

 (2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 
§ 5  

Steuerermäßigungen 
 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 
§ 8 

Steuerfreiheit 
 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
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Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
 
 

Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 13.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Hohenwestedt, den 14.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Jan Butenschön 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die 1. Änderung 
der Satzung über die Erhebung von Gebühren  

für die zentrale Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Seefeld 

(Gebührensatzung)   
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruara 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 6, 8, 9 und 9a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. 2005, S. 27) und der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabege-
setzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. 2019, S. 425) jeweils in den zur 
Zeit gültigen Fassungen und des § 23 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde 
Seefeld (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung) vom 11.10.2019 wird nach Beschlussfassung 
der Gemeindevertretung vom 02. Dezember 2020 folgende Satzung über die 1. Änderung der Sat-
zung über die Erhebung von Gebühren für die zentrale Abwasserbeseitigung der Gemeinde See-
feld erlassen: 

 

Artikel I 
 

§ 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Die Zusatzgebühr der Schmutzwasserbeseitigung beträgt 2,00 Euro / je m³ Abwasser. 

 

Artikel II 
 
Die Satzung über die 1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentrale 
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Seefeld tritt zum 01.01.2021 in Kraft.  
 
 
Seefeld, den 02.12.2020   
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Cathrin Hinrichsen  
(Bürgermeisterin) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Seefeld 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 02.12.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 507.500,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 507.200,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 300,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

507.500,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

 
462.300,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
460.400,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
642.200,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 

 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 408.700,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0,18 Stellen. 
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§ 3 
 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 260 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 260 % 

(2) Gewerbesteuer 350 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Seefeld, den 07.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Cathrin Hinrichsen 
(Bürgermeisterin) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die 5. Änderung 
der Gebührensatzung zur Abwassersatzung  

der Gemeinde Tappendorf 
 

Aufgrund des § 4 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 6, 8, 9 und 9a des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
2005, S. 27) und der § 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabegesetzes (AG-
AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. 2019, S. 425) in den jeweils zur Zeit gültigen 
Fassungen und des § 14 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Tappendorf 
(Abwassersatzung) vom 17. März 1994, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung 
vom 02. Dezember 2020 folgende Satzung über die 5. Änderung der Gebührensatzung zur Ab-
wassersatzung der Gemeinde Tappendorf erlassen: 

 

Artikel I 
 
§ 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
 

Die Grundgebühr beträgt für jedes angeschlossene Grundstück monatlich 5,60 €.  
 
§ 2 Absatz 4 erhält folgende neue Fassung:  
 

Die Zusatzgebühr beträgt je m³ 0,76 Euro. 

 

Artikel II 
 
Die Satzung über die 5. Änderung der Gebührensatzung zur Abwassersatzung der Gemeinde   
Tappendorf tritt zum 01.01.2021 in Kraft.  
 
 
Tappendorf, den 09.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Kerstin Hattendorf-Selchow  
(Bürgermeisterin) 
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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Tappendorf 
für das Haushaltsjahr 2021 

 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung, wird nach Beschluss der Gemein-
devertretung vom 02.12.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 415.200,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 484.300,00 EUR 
 einem Jahresfehlbetrag von -69.100,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

415.200,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf 

 
448.500,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
467.700,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
488.100,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 

 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 469.700,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0,29 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 320 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 

(2) Gewerbesteuer 320 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Tappendorf, den 07.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Kerstin Hattendorf-Selchow 
(Bürgermeisterin) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gemeinde Todenbüttel 
für das Haushaltsjahr 2021 

 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 07.12.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 1.716.300,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.703.300,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 13.000,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

1.716.300,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

 
1.547.300,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
372.300,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
571.200,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 321.900,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 6,29 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 325 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 325 % 

(2) Gewerbesteuer 335 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 5.000,00 EUR beträgt. 
 
 
Todenbüttel, den 14.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Otto Harders 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Gokels 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 26.11.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 838.000,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 913.300,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von -75.300,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

838.000,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

 
866.700,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
569.000,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
576.500,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 569.000,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 3,15 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 320 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 

(2) Gewerbesteuer 310 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Gokels, den 14.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Heiko Hadenfeldt 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010 oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Gokels 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs.1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-
ar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57), der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6  
des Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI, 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Gokels vom 26.11.2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    24,00 € 

für den 2. Hund    36,00 € 

für jeden weiteren Hund   48,00 € 

für Gefahrhunde  150,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 
§ 8 

Steuerfreiheit 
 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 02.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Gokels, den 14.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Heiko Hadenfeldt 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Bornholt 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs.1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-
ar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 des 
Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Bornholt vom 24.11.2020 folgende Satzung erlassen:  

 

§ 1 

Steuergegenstand 
 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    24,00 € 

für den 2. Hund    36,00 € 

für jeden weiteren Hund   72,00 € 

für Gefahrhunde  500,00 € 

 (2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 

§ 8 
Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 24.11.2016 außer Kraft. 
 
 
Bornholt, den 14.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Thorsten Martens 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Bornholt 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 24.11.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 228.900,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 192.400,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 36.500,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

228.900,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

 
187.700,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
135.300,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
172.800,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 

 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 0,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0,06 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 320 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 

(2) Gewerbesteuer 330 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Bornholt, den 14.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Thorsten Martens  
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Beldorf 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 03.12.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 539.100,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 577.500,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von -38.400,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
 

539.100,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

 
532.600,00 

 
EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
463.200,00 

 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
677.500,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 

 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 367.000,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0,18 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 330 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 330 % 

(2) Gewerbesteuer 350 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Beldorf, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Jens Beckmann 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

I. Nachtragshaushaltssatzung 
der Gemeinde Beldorf 

für das Haushaltsjahr 2020 
 

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschluss der  
Gemeindevertretung vom 03. Dezember 2020 folgende I. Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 
Mit dem I. Nachtragshaushaltsplan werden 
 

 erhöht 
um 

vermindert 
um 

und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. 

der Nachträge 
   gegenüber     

bisher 
nunmehr       

festgesetzt auf 
1. im Verwaltungshaushalt     
    die Einnahmen 85.500,00 € 0,00 € 616.300,00 € 701.800,00 € 
    die Ausgaben 85.500,00 € 0,00 € 616.300,00 € 701.800,00 € 
     
2. im Vermögenshaushalt     
    die Einnahmen 82.900,00 € 0,00 € 465.000,00 € 547.900,00 € 
    die Ausgaben 82.900,00 € 0,00 € 465.000,00 € 547.900,00 € 

 

 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 1. Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen  
  und Investitonsförderungsmaßnahmen                       von 300.000,00 € auf 235.000,00 € 

 2. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  von 0,00 € auf 235.000,00 € 

 3. Der Höchstbetrag der Kassenkredite auf unverändert 

 4. Die Gesamtzahl, der im Stellenplan ausgewiesene Stellen auf  unverändert 

 

 

§ 3 und § 4 
 

unverändert 
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Beldorf, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Jens Beckmann 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Jeder kann Einsicht in die Nachtragshaushaltssatzung und den Nachtrags-
haushaltsplan mit den Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt   
Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des  
Amtes Mittelholstein unter www.amt-mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Todenbüttel 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 
des Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Todenbüttel vom 07.12.2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 



980 
 

 

(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    36,00 € 

für den 2. Hund    72,00 € 

für jeden weiteren Hund 108,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 
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3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 

§ 8 
Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
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§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 07.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Todenbüttel, den 15.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Otto Harders 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Wapelfeld 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 
des Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Wapelfeld vom 30.11.2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    30,00 € 

für den 2. Hund    60,00 € 

für jeden weiteren Hund   90,00 € 

für Gefahrhunde  120,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 

§ 8 
Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 07.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Wapelfeld, den 15.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Volker Delfs 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Ausfertigung  
Öffentliche Bekanntmachung  

Ausführungsanordnung  
im Vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Lütienwe stedt, 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 

I. Im o. a. Flurbereinigungsverfahren wird hiermit gemäß § 61 des Flurbe-
reinigungsgeset-zes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), in der jeweils geltenden Fassung; die Ausfüh-
rung des Flurbereinigungsplanes angeordnet. 
 
II. Als Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechtszustandes und damit der 
rechtlichen Wirkungen des Flurbereinigungsplanes wird der 01.03.2021  
festgesetzt. 
Mit diesem Tage werden die neuen Grundstücke anstelle der alten Grundstü-
cke Eigen¬tum der Teilnehmer. Hinsichtlich der Rechte an den alten Grund-
stücken treten die neuen Grundstücke an die Stelle der alten. Das gleiche gilt 
auch für Pachtverhältnisse. 
 
III.  Die tatsächliche Überleitung des Besitzes und der Nutzungen an den 
neuen Grundstü¬cken ist bereits durch entsprechende Einzelverhandlungen 
erfolgt. Es verbleibt bei dieser Regelung. 
Gründe: 
Grundlage der Ausführungsanordnung ist der unanfechtbare Flurbereini-
gungsplan. Seine Ausführung war gemäß § 61 FlurbG anzuordnen. 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die vorstehende Ausführungsanordnung ist gemäß § 141 FlurbG als 
Voraussetzung der Klage der Widerspruch zulässig, über den das Ministeri-
um für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes 
Schleswig-Holstein in Kiel als obere Flurbereini-gungsbehörde entscheidet. 
Der Widerspruch ist bei der Flurbereinigungsbehörde, dem Landesamt für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 
- Außenstelle Südwest -, Brei-tenburger Straße 25, 25524 Itzehoe, innerhalb 
eines Monats nach erfolgter öffentlicher Be-kanntmachung - gerechnet vom 
ersten Tage der öffentlichen Bekanntmachung an einzule-gen. Die Wider-
spruchsfrist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Ministerium 
für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes 
Schleswig-Holstein, Düsternbrooker Weg 104, 24105 Kiel, gewahrt. 
Az.: 833-709.05 RE04.02 
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Itzehoe, den 15.12.2020  
 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes Schleswig-Holstein - Außenstelle Südwest - 
Breitenburger Straße 25, 25524 Itzehoe - als Flurbereinigungsbehörde - 
 
(L.S.)               gez. Tjardes 
 
Ausgefertigt:  
Itzehoe, den 15.12.2020 
 
gez. Claudia Cornils    
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Beldorf 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs.1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-
ar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 des 
Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Beldorf vom 03.12.2020 folgende Satzung erlassen.  

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    24,00 € 

für den 2. Hund    36,00 € 

für jeden weiteren Hund   72,00 € 

für Gefahrhunde  120,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 

§ 8 
Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 02.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Beldorf, den 14.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Jens Beckmann 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Osterstedt 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 
des Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Osterstedt vom 25.11.2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
§ 3  

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 

(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
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(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    36,00 € 

für den 2. Hund    72,00 € 

für jeden weiteren Hund 108,00 € 

für Gefahrhunde  200,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 
§ 5  

Steuerermäßigungen 
 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 
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4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 
§ 8 

Steuerfreiheit 
 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
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§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
 

Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
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und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 24.11.2016 außer Kraft. 
 
 
Osterstedt, den 15.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Johannes-Wilhelm Wittmaack 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Hohenwestedt 
für das Haushaltsjahr 2021  

 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeinde-
vertretung vom 08.12.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 12.635.300,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 12.372.800,00 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 262.500,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf 
 

12.635.300,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 

 
12.159.700,00 

 
EUR 

    
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Inves-

titionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 
 

3.741.200,00 
 
EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

 
5.330.800,00 

 
EUR 

    
festgesetzt. 

 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auf 

 

3.048.500,00 

 

EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stel-
len auf 

 
40,22 

 
Stellen. 
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§ 3 

 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer   

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe (Grundsteuer A) 

320 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 

2. Gewerbesteuer 320 % 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 
oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjähr-
lich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 
 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-
vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 5.000,00 EUR beträgt. 
 
 
Hohenwestedt, den 16.12.2020 
 
 
gez.   (L.S.) 
 
Jan Butenschön 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 11a, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-
mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Osterstedt 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Osterstedt vom 25. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Aufgabe der Kindertageseinrichtung und der Kinderta gespflege 

 
Die Kindertageseinrichtung dient der Aufnahme und Betreuung von Kindern am Vormittag. Ergän-
zend zum Angebot einer Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Kindertagespflege 
(siehe Teil II dieser Satzung). Durch die Aufnahme und Betreuung sollen Erziehungsberechtigte 
entlastet und die Kinder zum Leben in der Gemeinschaft erzogen werden. Der Tagesablauf soll in 
wohldurchdachter Abwechslung Gelegenheit zu Spiel und Beschäftigung, Bewegung und Ruhe 
sowie zur Durchführung von vorschulischen Bildungs- und Erziehungsmaßnahmen geben. Die 
Kinder sollen zur Selbständigkeit erzogen und an kleine häusliche Pflichten gewöhnt werden. 

 

Teil I - Kindertageseinrichtung 
 

§ 2 
Anmeldung und Aufnahme 

 
(1) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertagesein-
richtung anzumelden. Aufnahmefähig sind Kinder im Alter von 0 Jahren bis zur Einschulung. Die 
Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr angemeldet wer-
den. 

(2) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres.  
 

(3) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

(4) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 
freien Plätze erfolgt nach dem Anmeldestichtag nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in Osterstedt wohnen 

2. Kinder die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Standortgemeinde eine 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung unterhält 

3. Vorschulkinder 

4. berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 

5. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

6. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 
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Für den Wald gelten zusätzlich folgende Kriterien: 

1. Es werden ausschließlich über 3-jährige Kinder im Wald aufgenommen.  

2. Die Kinder sollten möglichst trocken sein und eine abgeschlossene Sauberkeitserziehung be-
herrschen. 

3. Es muss eine Akzeptanz von Regeln und ein Regelverständnis vorhanden sein. 

(5) Über die Aufnahme von Kindern entscheidet die Leitung der Kindertageseinrichtung zusammen 
mit dem Bürgermeister. 

(6) Wenn noch weitere freie Kindertageseinrichtungsplätze zur Verfügung stehen, können auch 
Kinder aus anderen Gemeinden aufgenommen werden. Die Aufnahme erfolgt in der Reihenfolge 
der eingegangenen Aufnahmeanträge. 

(7) Bei freiwerdenden Plätzen im laufenden Kindergartenjahr werden die Plätze in gleicher Weise 
nach den vorgenannten Aufnahmekriterien vergeben. 

(8) Für unter 3-jährige Kinder ist es auch möglich eine Betreuung an zwei oder drei Tagen in der 
Woche in Anspruch zu nehmen. Die Wochentage, an denen die Betreuung dann durchgeführt 
wird, legt die Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit den Erziehungsberechtig-
ten fest. 

(9) Vor der Aufnahme ist eine Bescheinigung des Hausarztes vorzulegen, wonach das Kind frei 
von ansteckenden Krankheiten ist. Die Bescheinigung darf nicht älter als zwei Wochen sein. 
(10) Die Kindertageseinrichtung darf täglich mit nicht mehr als der sich aus der Betriebserlaubnis 
ergebenden Kinderzahl belegt sein. 

(11) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das Kind in den Räumen der Kindertages-
einrichtung bzw. am Treffpunkt der Waldgruppe und übergeben es am Ende der Öffnungszeiten 
dort wieder in die Aufsichtspflicht der Erziehungsberechtigten. 

 

§ 3 
Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtung 

 
(1) Die Aufnahme eines Kindes erfolgt jeweils für den Bereich (Haus, Wald), für den das Kind 
schriftlich angemeldet wurde. Für die Aufnahme des Kindes in einen anderen Bereich der Einrich-
tung ist ein neuer Antrag zu stellen (Ummeldung). 

(2) Eine Änderung des Betreuungsbereiches (Haus, Wald) kann grundsätzlich nur zu Beginn des 
folgenden Kindergartenjahres erfolgen. Ein entsprechender Antrag ist von den Erziehungsberech-
tigten in der Regel zum 31.01. des Jahres an die Leitung der Einrichtung schriftlich zu stellen. 

 

§ 4 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses  

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 
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(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen.  
Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

a) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten un-
begründet nicht entrichtet wurde. 

b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 
c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unre-

gelmäßig besucht. 
d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 

anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt ist.  
e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet 

und trotz Beteiligung der/des Erziehungsberechtigten und des Jugendamtes keine dem 
Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes 
nicht erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 5 
Öffnungs- und Besuchszeiten der Kindertageseinricht ung 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist grundsätzlich montags bis freitags von 7.30 bis 12.30 Uhr geöff-
net. Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 7. 45 Uhr für den Wald 
und 08.30 Uhr für das Haus zu bringen und in der Zeit von 11.45 Uhr bis spätestens 12.30 Uhr 
wieder abzuholen. 

(2) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlossen. 
Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit dem 
Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das folgende Kalenderjahr festgelegt und 
bekanntgegeben. 

 

§ 6 
Aufsicht, Leitung und Personal 

 
Die Kindertageseinrichtung untersteht der Aufsicht des Bürgermeisters. Die Leitung der Kinderta-
geseinrichtung ist einer Person zu  übertragen, die über die notwendigen pädagogischen Fähigkei-
ten verfügt und die notwendigen Voraussetzungen für die Leitung einer solchen Einrichtung erfüllt. 
Sie ist verantwortlich für das Wohl der ihr anvertrauten Kinder, für den Einsatz der Mitarbeiterinnen 
und für die ordnungsmäßige Verwaltung. Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist unmittelbarer 
Vorgesetzter des sonstigen Personals. Ihren Anordnungen ist Folge zu leisten. 
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§ 7 
Verwaltung 

 
Über die Anwesenheit der Kinder sind Listen nach besonderer Anweisung zu führen. 

§ 8 
Haftung 

 
Die Kindertageseinrichtung ist gegen Unfälle der Kinder während des Aufenthaltes in der Kinderta-
geseinrichtung bei der Unfallkasse Nord versichert. Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und 
Bekleidungsstücke der Kinder sind namentlich zu kennzeichnen, um Verluste oder Verwechslun-
gen zu vermeiden. Die Gemeinde lehnt für das Abhandenkommen und für Beschädigungen von 
Gebrauchsgegenständen und Bekleidungsstücken jegliche Haftung ab. Für Schäden, die durch 
Nichtbefolgen der Satzung für die Kindertageseinrichtung entstehen, haftet die Gemeinde eben-
falls nicht. 

 

§ 9 
Gesundheitsvorschriften 

 
(1) Ein erkranktes Kind darf bis zu seiner Genesung die Kindertageseinrichtung nicht besuchen. 
Die Kindertageseinrichtung ist über jede Erkrankung unverzüglich zu benachrichtigen. Die Benach-
richtigung muss auch erfolgen, wenn ein Mitglied der Haushaltsgemeinschaft an einer anstecken-
den Krankheit erkrankt ist (§ 34 Infektionsschutzgesetz (IfSG)). Das Merkblatt über die Belehrung 
für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gem. § 34 Abs. 5 Seite 2 IfSG ist der Anlage beigefügt. 
 

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verpflichtet, Infektionskrankheiten und Unfälle unver-
züglich dem Bürgermeister zu melden. Der Gesundheitszustand der Kinder ist zu beobachten. 
Krankheitsverdächtige Kinder müssen den Erziehungsberechtigten schnellstens zugeführt, hilfs-
weise abgesondert werden. 

 

§ 10 
Gebühren 

 
Die Gebühren werden in einer gesonderten Gebührensatzung festgesetzt. 
 
 

Teil II – Kindertagespflege 
 

§11 Kindertagespflege 

(1) Ergänzend zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Tagespflege 
nach den §§ 43 bis 50 Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) für die Betreuung von Kindern am 
Nachmittag in den Räumlichkeiten der Kindertageseinrichtung. Die Kindertagespflege ist grund-
sätzlich montags bis freitags von 12.30 Uhr bis 15.00 Uhr geöffnet. Die Erziehungsberechtigten 
sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 12.30 Uhr zu bringen und bis spätestens 15.00 Uhr 
wieder abzuholen. 



1007 
 

(2) Neben der Anmeldung in der Kindertageseinrichtung ist ein Antrag auf Förderung der Kinderta-
gespflege gemäß § 23 SGB VIII beim Kreis Rendsburg-Eckernförde zu stellen.  

(3) Die Gebühren für die Kindertagespflege werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde erhoben. 

(4) Kinder, die in der Regelbetreuung und in der Kindertagespflege betreut werden, müssen ver-
bindlich die Mittagsverpflegung in Anspruch nehmen. Die Gebühren werden in einer gesonderten 
Gebührensatzung festgelegt. 

(5) Die §§ 2, 4, 5 Abs. 2, 6, 7, 8 und 9 für die Kindertageseinrichtung gelten für die Kindertages-
pflege entsprechend. 

 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung für die Kindertageseinrichtung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die  
Satzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Osterstedt vom 28.05.2020 außer Kraft. 
 
 
Osterstedt, den 09.12.2020 
 
 
gez.                             (L. S.) 
 
Johannes-Wilhelm Wittmaack 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Osterstedt 
 
 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Osterstedt vom 25. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 
 

§ 1 
Höhe der Gebühren 

 
Die monatliche Gebühr für die jeweilige Betreuung beträgt: 

 

Betreuungszeit über 3-jährige Kinder unter 3-jährige Kinder 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 129,00 € 180,25 € 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 
2 Tage (nur U3) 

--- 72,10 € 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 
3 Tage (nur U3) 

--- 108,15 € 

 

§ 2 
Gebühr für das Mittagessen 

 

(1) Die Gebühr für das Mittagessen in der Kindertagespflege beträgt monatlich pauschal: 

5 Tage/Woche 82,22 € 
3 Tage/Woche 49,33 € 
2 Tage/Woche 32,89 € 

 
 

(2) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-
zung für die Kindertageseinrichtung bleiben unberücksichtigt. 
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§3 
Geschwisterermäßigung und soziale Ermäßigung 

 
Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der 
derzeit gültigen Fassung ermäßigt.  

 

§ 4 
Entstehung der Gebühr 

 
(1) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des Folgejahres. Die Gebühr ist somit für ein volles 
Jahr = 12 Monate zu entrichten.  

(2) Bei Aufnahme und Ausscheiden nach Beginn und vor Ende eines Monats wird der volle Mo-
natsbeitrag erhoben. 

(3) Die Gebühr ist auch dann in voller Höhe weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder 
anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, die Kindertageseinrichtung nicht besu-
chen kann. 

(4) Für Kinder, die drei Jahre alt werden, gelten die Ü3-Gebühren ab dem Monat des dritten Ge-
burtstages. 

 

§ 5 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 

 

§ 6 
Datenverarbeitung 

 
Zur Durchführung dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-
ten aus dem Einwohnermeldeamt und dem Steueramt durch die Gemeinde zulässig. Das Amt Mit-
telholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Durch-
führung dieser Satzung weiterverarbeiten. 

 

§7 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung für die Kindertageseinrichtung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Gebührensatzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Osterstedt vom 28.05.2020  
außer Kraft. 
 
Osterstedt, den 09.12.2020 
gez. Johannes-Wilhelm Wittmaack  (L. S.) 
 (Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungssatzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Gokels 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Gokels vom 26. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§1 
Einrichtung 

 
(1) Die Gemeinde Gokels errichtet und betreibt die Kindertageseinrichtung gemäß des Kinderta-
gesförderungsgesetz (KiTaG) im Gemeindezentrum Gokels, Am Sportplatz 1, als soziale öffentli-
che Einrichtung. 

(2) Für den Besuch der Kindertageseinrichtung werden Benutzungsgebühren erhoben. 

 

§2 
Angebot der Kindertageseinrichtung 

 
In der Kindertageseinrichtung werden im Rahmen der verfügbaren Plätze Kinder im Alter von 0 
Jahren bis zum Schuleintritt aus der Trägergemeinde aufgenommen, darüber hinaus nur soweit 
Plätze frei sind. In den Ferien können Kinder, die aktuell nicht die Kindertageseinrichtung besu-
chen, betreut werden, soweit die Kapazität es zulässt. 

 

§3 
Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist in der Regel wie folgt geöffnet: 
montags bis freitags  
von 7.30 Uhr bis 13.30 Uhr 

(2) Die Kindertageseinrichtung bleibt vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlos-
sen. Jeweils zum Anfang eines Kindergartenjahres werden die Schließzeiten für das kommende 
Kalenderjahr rechtzeitig festgelegt und bekanntgegeben. 

(3) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes, aus anderen zwingen-
den Gründen oder aus Gründen höherer Gewalt vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb 
eingeschränkt, besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder Not-
gruppe oder auf Schadensersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesen Gründen erfolgt nicht. 
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§4 
Aufnahmeverfahren 

 
(1) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertagesein-
richtung anzumelden. 

Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf Antrag der/des Erziehungsberechtigten oder anderer schrift-
lich Beauftragter. Das Kindergartenjahres beginnt jeweils am 1. August und endet am 31. Juli des 
folgenden Jahres. Während des laufenden Kindergartenjahres können Kinder nur aufgenommen 
werden, wenn Plätze zur Verfügung stehen. Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der vom 
Träger auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen zur Verfügung gestellten Plätze begrenzt. 
 

(2) Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr angemeldet 
werden. 

(3) Die Vergabe der freien Plätze erfolgt durch den Bürgermeister und die Leitung der Kinderta-
geseinrichtung nach dem Anmeldestichtag entsprechend den nachstehend aufgeführten Kriterien: 

a) an Alleinerziehende, die zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes einer Beschäftigung 
nachgehen müssen, um nicht von Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II bzw. einem ande-
ren Hilfeträger abhängig zu sein; 

b) an Familien, in denen die Eltern gemeinsam zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes einer 
Beschäftigung nachgehen müssen, um nicht von Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II bzw. 
einem anderen Hilfeträger abhängig zu sein; 

c) bei besonderer Dringlichkeit kann von diesen Kriterien abgewichen werden; 

d) ansonsten gilt die Reihenfolge des Eingangs der Anmeldung, wobei das Alter der Kinder zu 
berücksichtigen ist. 

 (4) Die teilweise Unterbringung eines Kindes erfolgt nur, 

• wenn in der Kindertageseinrichtung Plätze frei sind, 

• wenn die Zustimmung der Leitung der Kindertageseinrichtung und des Bürgermeisters        
erfolgt. 

Ein Anspruch auf eine teilweise Unterbringung besteht nicht. 

(5) Für jedes Kind muss vor Aufnahme in die Kindertageseinrichtung eine ärztliche Bescheinigung 
vorgelegt werden, dass kein Anhalt für solche übertragbaren Krankheiten vorliegt, die einer Auf-
nahme entgegenstehen. Bei Aufnahme müssen die vorausgegangenen Krankheiten, insbesondere 
Infektionskrankheiten und Schutzimpfungen schriftlich festgehalten werden. 

(6) Ein Exemplar dieser Benutzungssatzung wird der/dem Erziehungsberechtigten oder schriftlich 
Beauftragten ausgehändigt. Der Empfänger dieser Benutzungssatzung sowie die Einsichtnahme in 
die Benutzungssatzung ist schriftlich zu bestätigen. Für etwaige Schäden, die aus der Nichtbeach-
tung der der/dem Erziehungsberechtigten obliegenden Pflichten entstehen, sind diese verantwort-
lich. 

 

§5 
Regelung für den Besuch der Einrichtung 

 
(1) Das Kind muss in die Kindertageseinrichtung gebracht, der/dem aufsichtsführenden Erzieher/in 
übergeben sowie bei dieser/diesem wieder abgeholt werden. Abholberechtigt und abholverpflichtet 
sind die Erziehungsberechtigten, es sei denn, dass diese gegenüber der Leitung anderweitige 
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schriftlich Erklärungen abgegeben haben. Dies gilt analog auch dafür, dass das Kind ausnahms-
weise allein nach Hause gehen soll. 

(2) Kann das Kind die Einrichtung nicht besuchen, haben die Erziehungsberechtigten dieses der 
Leitung der Kindertageseinrichtung unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes den Personensorgeberechtigten, in der Regel den 
Erziehungsberechtigten. Für die Dauer des Besuchs der Kindertageseinrichtung wird die Auf-
sichtspflicht auf den Träger (Gemeinde Gokels) übertragen. Die Gemeinde bedient sich bei der 
Erfüllung ihrer Verpflichtung dem Kindertagesfördungsgesetz (KiTaG) in Verbindung mit § 3 dem 
nach der Landesverordnung über die Mindestvoraussetzung für die Einrichtung und den Betrieb 
von Kindertagesstätten vorgeschriebenen Personal. 

(4) Zur Teilnahme an Ausflügen und an Reisen ist die Einwilligung der Erziehungsberechtigten 
erforderlich. 

(5) Das Mitbringen von Süßigkeiten ist aus pädagogischen Gründen nicht erwünscht, ausgenom-
men an Geburtstagen und zu besonderen Anlässen. 

 

§6 
Elternvertretung, Beirat 

 
(1) Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemäß der § 32 KiTaG durch die Elternver-
tretung der Kindertageseinrichtung. 

 

§7 
Benutzungsgebühren 

 
Für die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtung werden Benutzungsgebühren erhoben, die 
sich aus der Gebührensatzung für die Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Go-
kels ergeben. 

 

§ 8 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses  

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

g) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten 
unbegründet nicht entrichtet wurde. 
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h) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt 
fehlt. 

i) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet un-
regelmäßig besucht. 

j) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung 
der anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

k) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefähr-
det und trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des 
Jugendamtes keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konn-
te. 

l) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes 
nicht erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§9 
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Krankheiten, insbesondere ansteckende Krankheiten des Kindes und in der Familie, müssen 
der Leitung der Kindertageseinrichtung unverzüglich gemeldet werden. Solange die Gefahr einer 
Krankheitsübertragung besteht, darf das Kind die Einrichtung bis zum Vorliegen einer ärztlichen 
Unbedenklichkeitsbescheinigung nicht besuchen. 

(2) Bei Unfällen und plötzlich auftretenden Krankheiten während des Besuchs der Kindertagesein-
richtung erfolgt in ernsten Fällen durch die/den zuständige(n) Erzieher(in) eine unverzügliche Be-
nachrichtigung des/der Erziehungsberechtigten und ggf. die Hinzuziehung eines Arztes. 

 

§10 
Haftung 

 
Während des Aufenthalts in der Kindertageseinrichtung genießen die Kinder den gesetzlichen Un-
fall bzw. Sachdeckungsschutz über die Unfallkasse Nord bzw. den Kommunalen Schadenaus-
gleich. Haftpflichtansprüche gegen den Träger und deren Mitarbeiter/innen sind ausgeschlossen, 
es sei denn, dem Träger bzw. deren Mitarbeiter/innen fällt der Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last. 

 

§11 
Datenverarbeitung 

 
(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie (einschl. der Einkommensverhältnis-
se) ein Verzeichnis mit den Daten anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung 
erforderlich sind. Das Amt Mittelholstein ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 
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§12 

Inkrafttreten 
 
Diese Benutzungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungssatzung für 
die Kindertagesstätte der Gemeinde Gokels vom 01.03.2018 außer Kraft. 
 
 
Gokels, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Heiko Hadenfeldt 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Benutzung der Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Gokels 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung,  wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung   
Gokels vom 26. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr  

 
Zur Deckung der Betriebskosten der Kindertageseinrichtung werden für die Inanspruchnahme der 
Einrichtung Benutzungsgebühren erhoben. 

 

§ 2 
 
 

Höhe der Gebühren  
 
(1) Die monatliche Gebühr beträgt für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr in der Regelbe-
treuungszeit von 7.30 bis 13.30 Uhr 110,00 €. 

(2) Die monatliche Gebühr beträgt für Kinder unter 3 Jahren in der Regelbetreuungszeit von 7.30 
Uhr bis 13.30 Uhr für 5 Tage in der Woche 165,00 €, für 3 Tage in der Woche 99,00 € und für 2 
Tage in der Woche 66,00 €. 

(3) Die tägliche Gebühr während der Ferien beträgt für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr, 
die nicht in der Kindertageseinrichtung betreut werden, 6,00 € pro Betreuungstag. 
 

(4) Die tägliche Gebühr während der Ferien beträgt für Kinder unter 3 Jahren, die nicht in der Kin-
dertageseinrichtung betreut werden 8,65 € pro Betreuungstag. 

 

§ 3 
Ermäßigung 

 
Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der derzeit 
gültigen Fassung ermäßigt. 
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§ 4 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Die Gebühr ist also für ein vol-
les Jahr = 12 Monate zu entrichten. Sie ist für den laufenden Monat im Voraus fällig und bis zum 1. 
des jeweiligen Monats in einer Summe an die Amtskasse Mittelholstein zu zahlen. Die Zahlung soll 
bargeldlos erfolgen, möglichst unter Verwendung des Abrufverfahrens. 

(2) Für die Aufnahme von Kindern im Verlaufe des Kindergartenjahres gilt, dass die Gebühr für 
den Monat voll zu entrichten ist, in dem das Kind in die Kindertageseinrichtung aufgenommen wird. 
Auch bei einem genehmigten Ausscheiden innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr 
für den Monat voll zu bezahlen, in dem das Kind ausscheidet.  

Die Gebühren für die Betreuung in der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe zu 
zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu vertreten 
hat, die Kindertageseinrichtung nicht besuchen kann. 

(3) Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für die Re-
gelbetreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

 

§ 5 
Stundung, Erlass  

 
Die Gebühren können auf Antrag gestundet oder erlassen werden. Für die Stundung und den Er-
lass von Gebühren findet die Dienstanweisung über Stundung, Niederschlagung und Erlass der 
Gemeinde Gokels Anwendung. 

 

§ 6 
Gebührenschuldner  

 
Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, 

a) der Elternteil, der das Kind angemeldet hat, 

b) der andere Elternteil, wenn er neben dem anmeldenden Elternteil Inhaber der elterlichen 
Sorge ist oder aus anderen Gründen mit verpflichtet wurde, 

c) wer sonst das Kind angemeldet hat. 

Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. Die Gebührenschuld entsteht mit der Annahme des 
Aufnahmeantrages. 

 

§ 7 
Datenverarbeitung 

 
(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 
von personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie (einschl. der Einkommensver-
hältnisse) ein Verzeichnis mit den Daten anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach dieser 
Satzung erforderlich sind. Das Amt Mittelholstein ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 
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(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die 
Benutzung der Kindertagesstätte der Gemeinde Gokels vom 07.07.2020 außer Kraft. 
 
 
Gokels, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Heiko Hadenfeldt 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Beringstedt 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Beringstedt vom 23. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Zuständigkeiten 

 
Die Kindertageseinrichtung wird verantwortlich von der Gemeinde Beringstedt betrieben und trägt 
die Bezeichnung „Kindertageseinrichtung Beringstedt“. 

 

§ 2 
Zweck, Gemeinnützigkeit  

 
Die Kindertageseinrichtung dient der familienergänzenden, erzieherischen und sozialpädagogi-
schen Betreuung von Kindern. Die Kindertageseinrichtung ist eine gemeinnützige Einrichtung im 
Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung in der z. Zt. gültigen Fassung. 

 

§ 3 
Aufnahme in die Kindertageseinrichtung 

 
(1) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

Die Aufnahme der Kinder ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 
freien Plätze erfolgt nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Gemeinde Beringstedt 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung unterhält 
(vorrangig aus der Gemeinde Beringstedt)  

2. Vorschulkinder 

3. Berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 

4. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

5. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 
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(2) Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr angemeldet 
werden. 

(3) Die Kindertageseinrichtung dient der Betreuung von Kindern im Alter von 0 Jahren bis zum 
Schuleintritt. 

(4) Die Anmeldung der Kinder erfolgt von ihren Erziehungsberechtigten über die Kita-Datenbank 
oder bei der Leitung der Kindertageseinrichtung. 

(5) Vor der Aufnahme in die Kindertageseinrichtung ist durch eine ärztliche Bescheinigung nach-
zuweisen, dass das Kind (soweit erkennbar) frei von ansteckenden Krankheiten ist. 

 

§ 4 
Verhalten in der Kindertageseinrichtung  

 
Die Kinder müssen sich ihrem Einsichtsvermögen entsprechend in die Kindertageseinrichtungs-
gemeinschaft einfügen und den Anordnungen des Personals der Kindertageseinrichtung folgen. 
Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, zusammen mit dem Personal der Kindertageseinrich-
tung hierauf hinzuwirken. 

 
§ 5 

Öffnungszeiten  
 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist werktags von Montag bis Freitag geöffnet. Die Betreuung der 
Kinder erfolgt von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr. Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder 
bis spätestens 8.30 Uhr in die Kindertageseinrichtung zu bringen und spätestens um 12.30 Uhr 
dort wieder abzuholen.  

(2) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage pro Kalender-
jahr geschlossen. Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung in Abspra-
che mit der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das fol-
gende Kindergartenjahr festgelegt. 

 

§ 6 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

a) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten un-
begründet nicht entrichtet wurde. 
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b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt 
fehlt. 

c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet un-
regelmäßig besucht. 

d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung 
der anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefähr-
det und trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des 
Jugendamtes keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konn-
te. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes 
nicht erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 7 
Krankheit, Fernbleiben  

 
(1) Ein krankes Kind darf bis zu seiner Genesung die Kindertageseinrichtung nicht besuchen. Die 
Kindertageseinrichtung ist von jeder ansteckenden meldepflichtigen Erkrankung unverzüglich zu 
benachrichtigen. Die Benachrichtigung muss auch erfolgen, wenn ein Mitglied der Haushaltsge-
meinschaft an einer ansteckenden meldepflichtigen Krankheit erkrankt ist. 

(2) Bleibt ein Kind der Kindertageseinrichtung ohne Entschuldigung länger als 1 Woche fern, so 
kann der Platz ohne Anspruch auf Wiederaufnahme anderweitig vergeben werden.  

 

§ 8 
Gebühr  

 
(1) Die monatliche Gebühr für einen vollen Kindertageseinrichtungsplatz beträgt für ein über 3-
jähriges Kind 141,50 €. Die monatliche Gebühr für die unter 3-jährigen Kinder beträgt für 5 Tage in 
der Woche 180,25 € und bei 3 Tagen in der Woche 108,15 €. Sollte die Gemeinde eine 3-tägige 
Betreuung nicht anbieten können, wird bei 2 Tagen in der Woche eine Gebühr von 72,10 € erho-
ben. 

(2) Die Gebühr ist monatlich am 01. im Voraus fällig. Für versäumte Benutzungstage werden keine 
Erstattungen geleistet. Die Gebühr ist bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem die Abmeldung 
oder Entlassung erfolgt. 

(3) Die Gebühr muss auch während der Schließungszeiten gezahlt werden. Das gilt auch, wenn 
das Kind wegen der Einschulung zum Beginn der Sommerferien abgemeldet wird.  

(4) Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für die Re-
gelbetreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

(5) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Die Gebühr ist also für ein vol-
les Jahr = 12 Monate zu entrichten. 

(6) Für die Vorschulkinder kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07) je nach Lage der Som-
merferien in Schleswig-Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. 
möglich ist, sofern die Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. 
ist auch bei entsprechender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 
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(7) Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der der-
zeit gültigen Fassung ermäßigt. 

 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Benutzungs- und Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die  
Benutzungs- und Gebührensatzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Beringstedt vom 
29.05.2020 außer Kraft.  
 
 
Beringstedt, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Sönke Rohwer 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Benutzung der Kindertageseinrichtung  

der Gemeinde Todenbüttel 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung vom 07. Dezember 2020 folgende Satzung über die Benutzung der Kinder-
tageseinrichtung der Gemeinde Todenbüttel erlassen: 

 

§ 1 
Aufgabe der Kindertageseinrichtung und der Kinderta gespflege 

 
Die Gemeinde Todenbüttel unterhält die Kindertageseinrichtung als öffentliche Einrichtung. Die 
Kindertageseinrichtung dient der Aufnahme und Betreuung von Kindern am Vormittag. Ergänzend 
zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Kindertagespflege (siehe Teil 
II dieser Satzung). Die Kindertageseinrichtung dient der familienergänzenden, erzieherischen und 
sozialpädagogischen Betreuung von Kindern. 

 

Teil I - Kindertageseinrichtung 
 

§ 2 
Anmeldung und Aufnahme 

 
(1) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertagesein-
richtung anzumelden. Aufnahmefähig sind Kinder vom vollendeten 0. Lebensjahr bis zur Einschu-
lung. Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr ange-
meldet werden. 

(2) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. Für die Vorschulkinder 
kann vom Ende des Kindergartenjahr (31.07.) je nach Lage der Sommerferien in Schleswig-
Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich ist, sofern die 
Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch bei entspre-
chender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 

(3) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

(4) Die Aufnahme der Kinder ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 
freien Plätze erfolgt nach dem Anmeldestichtag nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in Todenbüttel wohnen  

2. Kinder die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Standortgemeinde  
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung un 
terhält 

3. Vorschulkinder 

4. Berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 
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5. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

6. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz)  

Sollten dann noch weitere freie Kindergartenplätze zur Verfügung stehen, können auch Kinder aus 
anderen Gemeinden aufgenommen werden. Die Aufnahme erfolgt dann in der Reihenfolge der 
eingegangenen Aufnahmeanträge. 

(5) Die Aufnahme erfolgt gegen Abgabe einer Aufnahmeerklärung durch die Erziehungsberechtig-
ten. Vor der Aufnahme ist eine Bescheinigung des Hausarztes vorzulegen, wonach das Kind frei 
von ansteckenden Krankheiten ist. Ein Kind ist aufgenommen, wenn die Leitung der Kindertages-
einrichtung nach Prüfung des Aufnahmeantrages keine Einwendungen erhebt. In besonderen Fäl-
len entscheidet der Bürgermeister.  

(6) Die Kindertageseinrichtung darf regelmäßig mit nicht mehr als der sich aus der Betriebserlaub-
nis ergebenden Kinderzahl belegt sein. 

(7) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6-
wöchigen Frist zum Quartalsende möglich. 

 

§ 3 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Kindertagesstättenleitung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Monatsende 
kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

m) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten 
unbegründet nicht entrichtet wurde. 

n) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt 
fehlt. 

o) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet un-
regelmäßig besucht. 

p) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung 
der anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt. 

q) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefähr-
det und trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des 
Jugendamtes keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konn-
te. 

r) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes 
nicht erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 
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§ 4 

Öffnungs- und Besuchszeiten der Kindertageseinricht ung 
 

(1) Die Kindertageseinrichtung ist montags bis freitags zu folgenden Zeiten geöffnet: 

Frühdienst von    07.00 bis 7.30 Uhr,  

Vormittagsbetreuung   07.30 bis 12.30 Uhr und  

Spätdienst    12.30 bis 13.30  
 

(2) Es ist auch möglich den Frühdienst von 7.00 – 7.30 Uhr oder den Spätdienst von 12.30 bis 
13.30 Uhr an 1, 2, 3, 4 oder 5 fest benannten Tagen in der Woche in Anspruch zu nehmen. Die 
Regelbetreuung für unter 3-Jährige ist an 2 oder 3 Tagen möglich. Eine spontane Nutzung ist unter 
Vorbehalt eines freien Platzes möglich.  

(3) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 8.45 Uhr in die Kinder-
tageseinrichtung zu bringen und bis spätestens 12.30 Uhr,bzw. 13.30 Uhr dort wieder abzuholen.  

(4) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlossen. 
Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit dem 
Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das folgende Kalenderjahr festgelegt und 
bekanntgegeben.  

 

§ 5 
Aufsicht, Leitung und Personal 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung untersteht der Aufsicht des Bürgermeisters. Die Leitung der Kinder-
tageseinrichtung ist einer Person zu übertragen, die über die notwendigen pädagogischen Fähig-
keiten verfügt und die notwendigen Voraussetzungen für die Leitung einer solchen Einrichtung 
erfüllt. 

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verantwortlich für den Einsatz der Mitarbeiter und für 
die ordnungsmäßige Verwaltung. Die Erziehungsberechtigten sind nicht befugt, der Leitung der 
Kindertageseinrichtung bzw. dem Personal Anweisungen zu geben. Die Leitung der Kindertages-
einrichtung ist unmittelbare Vorgesetzte oder unmittelbarer Vorgesetzter des sonstigen Personals. 
Ihre oder seine Anordnungen sind zu befolgen. 

(3) Die Leitung der Kindertageseinrichtung und die ständig Beschäftigten sind jährlich beim Kreis-
gesundheitsamt auf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen. 

 

§ 6 
Verwaltung 

 
Über die Anwesenheit der Kinder und über die Gebührenzahlung sind Listen nach besonderer An-
weisung zu führen.  
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§ 7 

Haftung 
 

(1) Der Besuch der Kindertageseinrichtung ist freiwillig. Die die Kindertageseinrichtung besuchen-
den Kinder sind gegen Unfallschäden versichert. Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und 
Bekleidungsstücke der Kinder sind namentlich zu zeichnen, um Verluste oder Verwechslungen 
möglichst zu vermeiden. 

(2) Für Schäden, die durch Nichtbefolgen der Satzung für die Kindertageseinrichtung entstehen, 
haftet die Gemeinde nicht. 

 

§ 8 
Aufsichtspflicht 

 
(1) Eine Aufsichtspflicht des Personals gegenüber den Kindern besteht nur während der Öffnungs-
zeiten. 

(2) Für die Sicherheit der Kinder auf dem Wege zur sowie von der Kindertageseinrichtung und für 
deren Wohl während etwaiger Wartezeiten bis zur Öffnung und nach Schließung der Kindertages-
einrichtung ist das Personal nicht verantwortlich. 

 

§ 9 
Gesundheitsvorschriften 

 
(1) Beim Auftreten einer ansteckenden oder übertragbaren Krankheit sind die Erziehungsberech-
tigten verpflichtet, die Leitung der Kindertageseinrichtung sofort zu benachrichtigen. Tritt in der 
Familie eines Kindes eine ansteckende oder übertragbare Krankheit auf, so darf auch das gesun-
de Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, solange die Möglichkeit einer Ansteckung oder 
Übertragung besteht.  

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verpflichtet, Infektionskrankheiten und Unfälle unver-
züglich dem Bürgermeister zu melden. Der Gesundheitszustand der Kinder ist zu beobachten. 
Krankheitsverdächtige Kinder müssen den Erziehungsberechtigten schnellstens zugeführt, hilfs-
weise abgesondert werden. 

(3) Die Kinder haben in gepflegtem Zustand in der Kindertageseinrichtung zu erscheinen. 

 

§ 10 
Gebühren 

 
Die Gebühren für die Benutzung der Kindertageseinrichtung werden in einer gesonderten Gebüh-
rensatzung festgesetzt. 
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§ 11 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung der Kindertageseinrichtung gilt nicht nur für das Personal. Mit Ausnahme der inter-
nen Regelungen sind die hier festgelegten Bestimmungen auch für die Erziehungsberechtigten 
bindend. 

 

 
 

Teil II - Kindertagespflege 
 

§ 12 Kindertagespflege 

(1) Ergänzend zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Tagespflege 
nach den §§ 43 bis 50 Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) für die Betreuung von Kindern am 
Nachmittag in den Räumlichkeiten der Kindertageseinrichtung. Die Kindertagespflege ist grund-
sätzlich montags bis freitags von 13.30 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet. Die Erziehungsberechtigten 
sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 17.00 Uhr wieder abzuholen. 

(2) Neben der Anmeldung in der Kindertageseinrichtung ist ein Antrag auf Förderung der Kinderta-
gespflege gemäß § 23 SGB VIII beim Kreis Rendsburg-Eckernförde zu stellen.  

(3) Die Gebühren für die Kindertagespflege werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde erhoben. 

(4) Kinder, die in der Kindertageseinrichtung und in der Kindertagespflege betreut werden, müssen 
verbindlich die Mittagsverpflegung in Anspruch nehmen. Die Gebühren werden in einer gesonder-
ten Gebührensatzung festgelegt. 

(5) Die §§ 2, 3, 4 Abs. 4, 5, 6, 7, 8, 9 und 11 für die Kindertageseinrichtung gelten für die Kinderta-
gespflege entsprechend. 

 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Todenbüttel tritt am 
01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Kindertagesstätte der 
Gemeinde Todenbüttel vom 17.06.2019 außer Kraft. 

 
 
Todenbüttel, den 14.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Otto Harders 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Benutzung der Kindertageseinrichtung  

der Gemeinde Todenbüttel 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom 
07. Dezember 2020 folgende Gebührensatzung für die Benutzung der Kindertageseinrichtung der 
Gemeinde Todenbüttel erlassen: 

 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

 
Zur teilweisen Deckung der Kosten in der Kindertageseinrichtung werden für die Inanspruchnahme 
der Einrichtung Benutzungsgebühren erhoben. 

 

§ 2  
Höhe der Gebühren 

 
Die monatlichen Gebühren für die Betreuung betragen  

  Tag/e 
pro 

Woche 

für Kinder 
über 

3 Jahren 

für Kinder 
unter 

3 Jahren 
 

07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst* 1   2,83 €    3,60 € 
07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst* 2   5,66 €   7,21 € 
07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst* 3   8,49 € 10,81 € 
07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst* 4 11,32 € 14,42 € 
07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst* 5 14,15 €  18,02 € 
07.30 Uhr bis 12.30 Uhr Regelbetreuung 5 141,50 € 180,25 € 
07.30 Uhr bis 12.30 Uhr Regelbetreuung 3 --- 108,15 € 
07.30 Uhr bis 12.30 Uhr Regelbetreuung 2 ---  72,10 € 
12.30 Uhr bis 13.30 Uhr Spätdienst 1   5,66 €   7,21 € 
12.30 Uhr bis 13.30 Uhr Spätdienst 2 11,32 € 14,42 € 
12.30 Uhr bis 13.30 Uhr Spätdienst 3 16,98 € 21,63 € 
12.30 Uhr bis 13.30 Uhr Spätdienst 4 22,64 € 28,84 € 
12.30 Uhr bis 13.30 Uhr Spätdienst 5 28,30 € 36,05 € 
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Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für die Regel-
betreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

Für die spontane Nutzung, soweit Plätze vorhanden sind, werden folgende pauschale Ge-
bühren festgesetzt: 

- Frühdienst:     für über 3-Jährige 0,57 €, für unter 3-Jährige 0,72 € 

- Spätdienst      für über 3-Jährige 1,13 €, für unter 3-Jährige 1,44 € 
 

Soweit Bedarf besteht und mindestens 3 Anmeldungen vorliegen, werden die mit * gekennzeichne-
ten Betreuungszeiten angeboten. 

 

§ 3 
Gebühr für das Mittagessen 

 
(1) Die Gemeinde Todenbüttel bezuschusst das Mittagessen mit 1,00 € je Essen. Der Zuschuss ist 
in der nachfolgenden Pauschale bereits berücksichtigt.  
Grundlage für die Berechnung der Essenspauschale ist: 

- der Preis pro Essen lt. Anbieter 
- abzüglich Zuschuss von 1,00 € der Gemeinde Todenbüttel 
- multipliziert mit den Öffnungstagen der Kindertageseinrichtung  

(abzüglich von zehn Tagen aufgrund Krankheit, Urlaub oder sonstigen Gründen der 
Abwesenheit) 
 

(2) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich pauschal: 
 

5 Tage/Woche 64,00 €  
4 Tage/Woche 51,00 € 
3 Tage/Woche 38,00 € 
2 Tage/Woche 26,00 € 
1 Tag/Woche 13,00 € 

 

(3) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 
10er-Karte i. H. v. 20,00 € in der Amtsverwaltung zu erwerben. 
 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-
zung für die Kindertageseinrichtung bleiben unberücksichtigt. 
 

(5) Kinder, die länger als sechs Stunden betreut werden, müssen verbindlich die Mittagsverpfle-
gung in Anspruch nehmen. 

 

§ 4 
Sozialstaffel/Ermäßigung 

 
Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der 
derzeit gültigen Fassung ermäßigt. 
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§ 5  
Entstehung der Gebühren 

 
(1) Bei Aufnahme und Ausscheiden nach Beginn und vor Ende eines Monats wird der volle Mo-
natsbeitrag erhoben. Ferien der Kindertageseinrichtung gelten nicht als Unterbrechung. Die Ge-
bühr ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. 
 

(2) Die Gebühren für die Betreuung in der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe 
weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder sonstiger Gründe die Kindertageseinrich-
tung nicht besuchen kann. 
 

(3) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 
Gründen (z.B. Streik im öffentlichen Dienst) vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb 
eingeschränkt, besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder Not-
gruppe oder auf Schadenersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesem Grund erfolgt nicht. 

 

§ 6 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 

 

§ 7 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner sind die Erziehungsberechtigten der in der Kindertageseinrichtung aufge-
nommenen Kinder. Sie haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 8  
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Gebührensatzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen Daten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt geworden sind, durch die 
Gemeinde Todenbüttel zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die aus melderechtlichen Grün-
den erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für die Gemeinde Todenbüttel ge-
setzlich zuständige Verwaltungsbehörde, darf sich dieser Daten zum Zwecke der Gebührenerhe-
bung nach dieser Satzung bedienen und sie weiter verarbeiten. 

(2) Die Gemeinde Todenbüttel bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von An-
gaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein 
Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung er-
forderlichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebüh-
rensatzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 
 
 
 
 



1030 
 

 

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die 
Benutzung der Kindertagesstätte der Gemeinde Todenbüttel vom 26.06.2020 außer Kraft. 
 
 
Todenbüttel, 14.12.2020 
 
 
gez.                             (L. S.) 
 
Otto Harders  
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 
für die Kindertageseinrichtung 
der Gemeinde Hohenwestedt 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Hohenwestedt vom 08. Dezember 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Widmung als öffentliche Einrichtung 

 
Die Gemeinde Hohenwestedt unterhält eine Kindertageseinrichtung sowie eine Kindertagespflege 
als unselbständige öffentliche Einrichtung. 

 
Teil I - Kindertageseinrichtung 

 
§ 2 

Zweck, Gemeinnützigkeit  
 
(1) Die Kindertageseinrichtung dient der familienergänzenden, erzieherischen und sozialpädagogi-
schen Betreuung von Kindern. Die Kindertageseinrichtung ist eine gemeinnützige Einrichtung im 
Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 (BGBl. I S. 1592). Sie ist eine sozialpä-
dagogische Einrichtung mit einem eigenen Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsauftrag. Dieser 
Auftrag wird in kommunaler Verantwortung selbständig wahrgenommen. Es geht nicht darum, El-
tern oder Familien zu ersetzen, sondern sie in die Arbeit einzubeziehen, ihre Eigenverantwortung 
zu stärken und zur Mitwirkung zu gewinnen.  

(2) Die Erziehungsberechtigen verpflichten sich, zum Wohle ihrer Kinder, mit dem Personal der 
Kindertageseinrichtung eine Erziehungspartnerschaft einzugehen.  

 

§ 3 
Aufnahme in die Kindertageseinrichtung, Wechsel inn erhalb der Kindertageseinrichtung  

 
(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden vorrangig Kinder in der Kindertageseinrichtung auf-
genommen, die mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Hohenwestedt und den Gemeinden, mit de-
nen die Standortgemeinde eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kin-
dertageseinrichtung unterhält. Diese zählen zum Einzugsbereich. 
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(2) Die Kindertageseinrichtung dient der Betreuung von Kindern im Alter von 0 Jahren bis zum 
Schuleintritt.  

Es werden folgende Betreuungsformen angeboten: 

• Früh- und Spätdienst 

• Vormittagsbetreuung  

• Mittagsverpflegung 

• Erweiterte Betreuungszeiten in den Nachmittag hinein 

(3) Die Elternwünsche für die Betreuungszeiten sollen berücksichtigt werden. Die Kinder sind je-
weils bis zum 31. Januar eines Jahres für das kommende Kindergartenjahr anzumelden. Mit der 
verbindlichen Anmeldung sind aktuelle Arbeitsbescheinigungen der Erziehungsberechtigten einzu-
reichen.  

Die Vergabe der Plätze erfolgt dann nach folgenden Kriterien:  

Aufnahme von über 3-Jährigen  

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsbereich wohnen 

2. Krippenkinder und Kinder aus der Kindertagespflege, die bereits vor dem Stichtag eine 
Ummeldung in den Bereich der Betreuung der über 3-Jährigen eingereicht haben 

3. Vorschul- und Kann-Kinder 

4. Kinder, deren Anmeldung bis zum Stichtag eingegangen ist 

5. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 
einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 
(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

6. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 

7. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 

8. Nach dem Anmeldedatum 

9. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

Aufnahme von unter 3-Jährigen 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsbereich wohnen 

2. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 
einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 
(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

3. Alle Kinder, die unter den § 24 (1) SGB VIII fallen oder Kinder, die das erste Lebensjahr 
vollendet haben. 

4. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 

5. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 

6. Nach dem Anmeldedatum 

7. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

Anmeldungen, die nach dem 31.01. eingehen, werden nach Eingang der Anmeldung berücksich-
tigt. 

 (5) Aufgrund des pädagogischen Konzeptes erfolgt der Wechsel von der Krippe/von der Kinderta-
gespflege in den Elementarbereich grundsätzlich zum nächsten 1. nach dem 3. Geburtstag, aber 
frühestens 8 Tage nach dem 3. Geburtstag. Ihm geht eine angemessene Umgewöhnungsphase 
voraus.  
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(6) Die Aufnahme eines Kindes erfolgt jeweils für den Bereich (über- und unter 3-Jährige im Haus 
oder in der Outdoorgruppe) für den das Kind schriftlich angemeldet wurde. Für die Aufnahme des 
Kindes in einen anderen Bereich der Einrichtung ist ein neuer Antrag (Änderungsmeldung) zu stel-
len. Eine Änderung des Betreuungsbereiches kann grundsätzlich nur zu Beginn des folgenden 
Betreuungsjahres erfolgen. Ein entsprechender Antrag (Änderungsmeldung) ist in der Regel bis 
zum 31.01. des Jahres an die Leitung der Einrichtung schriftlich zu stellen. 

(7) Bei der Aufnahme in die Kindertageseinrichtung ist eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, in 
der für den Besuch der Kindertageseinrichtung bedeutsame vorangegangene Erkrankungen, ins-
besondere Infektionskrankheiten und der Impfstatus des Kindes festgehalten sind. Das Attest soll-
te nicht älter als 4-6 Wochen sein. 

(8) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetz (§1631 BGB) den Personensorgeberechtigten, in der 
Regel den Erziehungsberechtigten.  
Für die Dauer des Besuches der Einrichtung wird die Aufsichtspflicht auf den Einrichtungsträger 
übertragen. Der Träger bedient sich bei der Erfüllung seiner Verpflichtung pädagogisch ausgebil-
deter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das Kind 
in den Räumen der Kindertageseinrichtung und übergeben es am Ende der Öffnungszeiten wieder 
in die Aufsichtspflicht der Erziehungsberechtigten. Für den Weg zur Kindertageseinrichtung sowie 
für den Nachhauseweg sind allein die Erziehungsberechtigten aufsichtspflichtig. Die Erziehungsbe-
rechtigten sind verpflichtet, für die Abholung und das Bringen Sorge zu tragen. Wird dies abge-
lehnt, kann die Kündigung des Betreuungsverhältnisses durch die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister erfolgen. Mit der Einrichtung ist schriftlich zu vereinbaren, von welcher Person das Kind 
abgeholt wird und ob bestimmte Personen als Begleitpersonen ausgeschlossen sind. 
Sofern Kinder aus den Umlandgemeinden die Schulbusse des Schulverbandes Hohenwestedt 
nutzen, geschieht dieses ebenfalls auf eigene Verantwortung der Eltern. Die Kinder werden nicht 
vom Bus abgeholt und zum Bus gebracht, sondern müssen den Weg alleine zurücklegen. 

 

§ 4 
Regelung für den Besuch der Kindertageseinrichtung  

 
Der regelmäßige Besuch der Kindertageseinrichtung ist Voraussetzung für eine kontinuierliche 
Förderung des Kindes. Kann das Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, haben die Er-
ziehungsberechtigten dieses der Leitung oder der Gruppenleitung unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 5 
Öffnungszeiten  

 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist von Montag bis Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr geöffnet.  

(2) Soweit Bedarf besteht und die Kapazitäten der Kindertageseinrichtung es zulassen werden 
darüber hinaus folgende Betreuungszeiten angeboten: 

Frühbetreuung von  7.00 - 7.30 Uhr und 7.30 - 8.00 Uhr 

Spätdienst von 12.00 - 12.30 Uhr und 12.30 - 13.00 Uhr ggf. inkl. Mittagsverpflegung 

Erweiterte Betreuung von  13.00 bis 14.00 Uhr* 

 14.00 bis 15.00 Uhr* 

 15.00 bis 16.00 Uhr* 

 16.00 bis 17.00 Uhr*  
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*Bei den erweiterten Betreuungszeiten ist die Mittagsverpflegung zwingend mit zu buchen. Die 
erweiterten Betreuungszeiten werden lediglich angeboten, wenn mindestens 5 Anmeldungen von 
unter 3-Jährigen und 10 Anmeldungen von über 3-Jährigen vorliegen. 

(3) Während der Sommerferien bleibt die Kindertageseinrichtung zwei Wochen geschlossen, 
ebenso zwischen dem 24.12. und 01.01.. Weiterhin hat der Träger bei Bedarf z.B. wg. Fortbildung 
des Personals, die Möglichkeit, die Kindertageseinrichtung zu schließen. Die Schließzeit darf 20 
Tage im Jahr nicht überschreiten. Die Schließzeiten werden nach Anhörung des Beirates zum An-
fang des Kindergartenjahres für das kommende Kalenderjahr festgelegt und rechtzeitig bekannt 
gegeben. 

(4) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 
zwingenden Gründen vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht 
kein Anspruch des Kindes auf einen Wechsel in eine andere Gruppe oder Notgruppe oder auf 
Schadenersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesem Grund erfolgt nicht. 

 

§ 6 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen  
besonderer Umstände) können die Erziehungsberechtigten das Betreuungsverhältnis mit einer 
Frist von 2 Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet 
die Bürgermeisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abwei-
chen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

a) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbegründet 
nicht entrichtet wurde. 

b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unregelmäßig 
besucht. 

d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der ande-
ren Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und trotz 
Beteiligung der Erziehungsberechtigten und des Jugendamtes keine dem Kindeswohl entspre-
chende Lösung gefunden werden konnte. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht er-
reicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 
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§ 7 
Krankheit  

 
(1) Ein erkranktes Kind darf bis zu seiner Genesung die Kindertageseinrichtung nicht besuchen. 
Die Kindertageseinrichtung ist über jede Erkrankung unverzüglich zu benachrichtigen. Die Benach-
richtigung muss auch erfolgen, wenn ein Mitglied der Haushaltsgemeinschaft an einer anstecken-
den Krankheit erkrankt ist (§ 34 Infektionsschutzgesetz (IfSG)). Das Merkblatt über die Belehrung 
für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gem. § 34 Abs. 5 Seite 2 IfSG ist der Anlage beigefügt. 

 

§ 8 
Benutzungsgebühr  

 
(1) Nach § 31 KiTaG werden die Erziehungsberechtigten an den Kosten beteiligt, die für das Kind 
in der Kindertageseinrichtung entstehen. Auch bei Abwesenheit des Kindes z.B. bei Kuren, Kran-
kenhausaufenthalten, Schließzeiten etc. besteht die Pflicht zur Zahlung des Teilnahmebeitrages 
weiter.  

(2) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. Für die Vorschulkinder 
kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07.) je nach Lage der Sommerferien in Schleswig-
Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich ist, sofern die 
Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch bei entspre-
chender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 
 

(3) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6 wöchi-
gen Frist zum Quartalsende möglich. 
 

(4) Die monatliche Benutzungsgebühr beträgt  

  für Kinder 
über  3 Jahren 

 für Kinder 
unter  3 Jahren 

07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst  14,15 €   18,02 € 

07.30 Uhr bis 08.00 Uhr Frühdienst  14,15 €   18,02 € 

08.00 Uhr bis 12.00 Uhr Vormittagsbetreuung  113,20 €       144,20 € 

12.00 Uhr bis 12.30 Uhr Spätdienst  14,15 €   18,02 € 

12.30 Uhr bis 13.00 Uhr Spätdienst  14,15 €   18,02 € 

13.00 Uhr bis 14.00 Uhr          Erweiterte Betreuung         28,30 €                    36,05 €  
14.00 Uhr bis 15.00 Uhr          Erweiterte Betreuung         28,30 €                    36,05 € 
15.00 Uhr bis 16.00 Uhr          Erweiterte Betreuung         28,30 €                    36,05 € 
16.00 Uhr bis 17.00 Uhr          Erweiterte Betreuung         28,30 €                    36,05 € 

Die Früh- und Spätbetreuung kann auch sporadisch nach vorheriger mündlicher Absprache ge-
nutzt werden. Die Kosten betragen pro angefangene halbe Stunde für über 3-Jährige 0,57 € und 
für unter 3-Jährige 0,72 €. 

Die erweiterten Betreuungszeiten ab 13.00 Uhr können auch sporadisch nach vorheriger mündli-
cher Absprache genutzt werden. Die Kosten betragen pro angefangene Stunde für über 3-Jährige 
1,13 €  und für unter 3-Jährige  1,44 €. Bei einer Betreuung ab 13.00 Uhr ist das Mittagessen 
zwingend zu buchen. 
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Es besteht die Möglichkeit für eine Nutzung des Frühdienstes, des Spätdienstes sowie der erwei-
terten Betreuung gemäß der Sätze 2 - 6 eine 10er-Karte (Extrabetreuungskarte) bei der Amtsver-
waltung zu erwerben. Die Kosten für eine 10er-Karte betragen: 

Pro angefangene ½ Stunde: 

 für über 3-jährige Kinder 5,66 €, 
 für unter 3-jährige Kinder 7,21 €. 

Pro angefangene volle Stunde: 

 für über 3-jährige Kinder 11,32 €, 
 für unter 3-jährige Kinder 14,42 €. 

Im ersten Betreuungsmonat ist für die Betreuung von unter 3-Jährigen 50 % der monatlichen Be-
nutzungsgebühr zu entrichten, da dies die Eingewöhnungsphase des Kindes ist. 

Für Kinder, die drei Jahre alt werden, gelten die Ü3-Gebühren ab dem Monat des dritten Geburts-
tages. 
 

(5) Die Benutzungsgebühr ist monatlich im Voraus fällig. Für versäumte Benutzungstage werden 
keine Erstattungen geleistet. Die Benutzungsgebühr ist bis zum Ende des Monats zu zahlen, in 
dem die Beendigung (§ 6) erfolgt. 

(6) Die Benutzungsgebühr muss auch während der Ferien und Schließungszeiten gezahlt werden. 
Das gilt auch, wenn das Kind wegen der Einschulung zum Beginn der Sommerferien abgemeldet 
wird.  

(7) Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der der-
zeit gültigen Fassung ermäßigt. 

 

§ 9 
Gebühr für das Mittagessen 

 
(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich in der Kindertageseinrichtung 56,00 €. Im 
ersten Betreuungsmonat ist für die Betreuung von unter 3-Jährigen 50 % der monatlichen Essens-
pauschale zu entrichten, da dies die Eingewöhnungsphase des Kindes ist. 

(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 
10er-Karte i. H. v. 30,00 € bei der Amtsverwaltung zu erwerben.  

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-
setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-
kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-
grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, werden 
auf Antrag von der Zahlung des Mittagessens befreit. 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 10 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß dieser Satzung 
bleiben unberücksichtigt. 

(5) Kinder, die über 13.00 Uhr hinaus betreut werden, müssen am Mittagessen teilnehmen, da die 
Zeitspanne zwischen dem Frühstück und einer warmen Mahlzeit am frühen Abend für die Kinder 
zu lang ist. 
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§ 10 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Benutzungs- und Gebührensatzung ist die Verwendung der erforderli-
chen personenbezogenen Daten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt ge-
worden sind, durch die Gemeinde Hohenwestedt zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die 
aus melderechtlichen Gründen erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für die 
Gemeinde Hohenwestedt gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde, darf sich dieser Daten zum 
Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung bedienen und sie weiter verarbeiten. 

(2) Die Gemeinde Hohenwestedt bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von 
Angaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein 
Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung er-
forderlichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebüh-
rensatzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 
Teil II - Kindertagespflege 

 
§ 11 Kindertagespflege 

(1) Ergänzend zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Tagespflege 
nach den §§ 43 bis 50 Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) für die Betreuung von Kindern am 
Vormittag. Die Kindertagespflege ist grundsätzlich montags bis freitags von 08:00 Uhr bis 12.00 
Uhr geöffnet.  

(2) Neben der Anmeldung in der Kindertageseinrichtung ist ein Antrag auf Förderung der Kinderta-
gespflege gemäß § 23 SGB VIII beim Kreis Rendsburg-Eckernförde zu stellen.  

(3) Die Gebühren für die Kindertagespflege werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde erhoben. 

(4) Die §§ 2, 3, 4, 5 Abs. 3 und 4, 6, 7 und 10 für die Kindertageseinrichtung gelten für die Kinder-
tagespflege entsprechend. 

 

§ 12 
Inkrafttreten  

 
Diese Benutzungs- und Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die  
Benutzungs- und Gebührensatzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Hohenwestedt vom 
26.06.2020 außer Kraft.  
 
Hohenwestedt, den 09.12.2020 
 
gez.                            (L. S.) 
 
Jan Butenschön 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 
der Kindertageseinrichtung 

„De Kinner vun´n Möhlenbarg“ 
der Gemeinde Bendorf 

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Bendorf vom 23. November 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

Präambel 
 
Die Kindertageseinrichtung „De Kinner vun’n Möhlenbarg“ in Bendorf ist eine familienunterstützen-
de und familienergänzende sozialpädagogische Einrichtung, die einen eigenen Betreuungs-, Er-
ziehungs- und Bildungsauftrag im Rahmen eines naturnahen Bewegungskonzeptes wahrnimmt. 

 

§ 1 
Geltungsbereich und Rechtsform 

 
(1) Diese Satzung gilt für die Kindertageseinrichtung „De Kinner vun’n Möhlenbarg“ in Bendorf. 

(2) Die Kindertageseinrichtung befindet sich in Trägerschaft der Gemeinde Bendorf. 
 

§ 2 
Anzuwendende gesetzliche Vorgaben 

 
Die Arbeit der Kindertageseinrichtung geschieht nach Maßgabe dieser Satzung auf der Grundlage 
der nachstehenden Rechtsvorschriften: 

• Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Kinder- und Jugendhilfe 
• Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen (KiTaG) 

• Verordnungen 

• sowie weitere gesetzliche Bestimmungen 
 

§ 3 
Angebot der Kindertagesstätte 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung dient der Betreuung von Kindern unter 3 Jahren und Kindern im 

Alter von 3 Jahren bis zum Schuleintritt. Es werden folgende Betreuungen angeboten: 
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• Früh- und Spätdienst 

• Erweiterte Betreuung 

• Regelbetreuung für über 3-jährige und für unter 3-jährige Kinder 
• Mittagsverpflegung 

Die Regelbetreuung wird im Haus für unter 3-jährige und über 3-jährige Kinder und im Wald für 
über 3-jährige Kinder angeboten. 

(2) Für Schulkinder bis zum Abschluss der Grundschule werden, soweit Plätze zur Verfügung ste-
hen, folgende Leistungen angeboten: 

• Betreuung im Früh- und im Spätdienst und in der erweiterten Betreuung  

• Betreuung in den Ferien ganztags  
 

§ 4 

Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 
 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist außer an gesetzlichen Feiertagen in der Regel montags bis frei-
tags von 7.00 Uhr bis 15.00 Uhr geöffnet. 

• Frühdienst    06.30 – 07.30 Uhr 

• Regelbetreuung   07.30 – 12.30 Uhr 

• Spätdienst    12.30 – 13.00 Uhr 

• Erweiterte Betreuung   13.00 – 14.00 Uhr 

• Erweiterte Betreuung   14.00 – 15.00 Uhr 

Eine erweiterte Betreuung von 15.00 – 16.00 Uhr wird je nach Bedarf, ggf. auch tageweise, einge-
richtet. 

Kinder, die länger als 13.00 Uhr angemeldet sind, müssen verbindlich die Mittagsverpflegung in 
Anspruch nehmen. 

(2) Zwei Kinder können sich einen Platz teilen, so dass er damit voll belegt ist. In diesem Fall sind 
anteilig die Gebühren nach dieser Satzung zu zahlen.  

(3) Die Kindertageseinrichtung ist bis auf den Zeitraum zwischen Weihnachten und Neujahr ganz-
jährig geöffnet, mit Ausnahme zweier Fortbildungstage für die Mitarbeiter im Jahr. 

(4) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 
zwingenden Gründen vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht 
kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder Notgruppe oder auf Scha-
densersatz. Eine Erstattung der Gebühr erfolgt nicht. 

(5) Die Kindertageseinrichtung kann bei rechtzeitiger Bekanntgabe für eine Fortbildung oder einen 
Betriebsausflug der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für zwei Tage im Jahr ganztägig geschlossen 
werden. Ein Anspruch auf Aufnahme in eine Notgruppe oder auf Erstattung der Gebühren besteht 
nicht.   
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§ 5 
Aufnahme 

 
(1) Kinder werden vorrangig aus der Gemeinde Bendorf aufgenommen. Sollten noch weitere Plät-
ze frei sein, können auch auswärtige Kinder aufgenommen werden. Hier werden vorrangig Kinder 
aus dem Amt Mittelholstein aufgenommen. Wenn dann noch weitere Plätze frei sind, können auch 
Kinder von außerhalb des Amtes aufgenommen werden. 

(2) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertagesein-
richtung anzumelden.  

Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf Antrag der Erziehungsberechtigten in der Regel zu Beginn 
des Betreuungsjahres. Das Betreuungsjahr beginnt jeweils am 01. August und endet am 31. Juli 
des folgenden Jahres. Die Kinder sind jeweils bis zum 31.01. eines Jahres für das kommende Kin-
dergartenjahr anzumelden. 
Während des laufenden Betreuungsjahres können Kinder nur aufgenommen werden, wenn Plätze 
zur Verfügung stehen. Ein Anspruch auf Aufnahme in die Einrichtung besteht nicht. Für die Vor-
schulkinder kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07.) je nach Lage der Sommerferien ab-
gewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich ist, sofern die Sommerferien 
über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch bei entsprechender Lage der 
Sommerferien ausgeschlossen. 

(3) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Übersteigt die 
Zahl der Aufnahmeanträge die der verfügbaren Plätze, entscheidet der Träger der Einrichtung über 
die Vergabe der Plätze. Bei der Festlegung des allgemeinen Aufnahmeverfahrens wirkt der Beirat 
mit. 

(4) Für jedes Kind muss vor Aufnahme in die Kindertageseinrichtung eine ärztliche Bescheinigung 
vorgelegt werden, dass keine Anhaltspunkte für übertragbare Krankheiten vorliegt, die einer Auf-
nahme entgegenstehen. Diese Bescheinigung soll nicht älter als drei Wochen sein.  
 

Bei der Aufnahme sollen vorausgegangene Krankheiten, insbesondere Infektionskrankheiten und 
Schutzimpfungen, schriftlich festgehalten werden. Eventuell entstehende Kosten sind von den Er-
ziehungsberechtigten selbst zu tragen. 

 

§ 6 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte  das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 



1041 
 

s) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbe-
gründet nicht entrichtet wurde. 

t) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

u) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unregel-
mäßig besucht. 

v) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 
anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

w) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet 
und trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten  und des Jugendam-
tes keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

x) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht 
erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 7 
Regelung für den Besuch der Einrichtung 

 
(1) Der regelmäßige Besuch der Einrichtung ist Voraussetzung für eine kontinuierliche Förderung 
des Kindes. Kann das Kind die Einrichtung nicht besuchen, haben die Erziehungsberechtigen dies 
der Leitung oder der Gruppenleitung unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes (§ 1631 BGB) den Personensorgeberechtigten, in 
der Regel den Erziehungsberechtigten. Für die Dauer des Besuchs der Einrichtung wird die Auf-
sichtspflicht auf den Einrichtungsträger übertragen. Der Träger bedient sich bei der Erfüllung sei-
ner Verpflichtung pädagogisch ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen und übergeben das Kind auf dem Gelände 
der Einrichtung, sowie an zusätzlich vereinbarten Örtlichkeiten (wie Wald, Spielplatz, Sportplatz) 
zu den festgelegten Bring- und Abholzeiten. 

(4) Für den Weg zur Einrichtung sowie für den Nachhauseweg sind allein die Erziehungsberechtig-
ten aufsichtspflichtig.  

Ein nichtschulpflichtiges Kind kann nur dann ohne Begleitung nach Hause entlassen werden, wenn 
vorab eine schriftliche Erklärung der Erziehungsberechtigten in der Kindertageseinrichtung hinter-
legt wurde. 

(5) Hat das Personal aus pädagogischen Gründen Bedenken dagegen, dass das Kind seinen 
Heimweg allein antritt, sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, für die Abholung Sorge zu tra-
gen. Wird dies abgelehnt, kann die Kündigung des Betreuungsverhältnisses durch den Träger der 
Kindertageseinrichtung erfolgen. 

(6) Mit der Einrichtung ist schriftlich zu vereinbaren, von welcher Person das Kind abgeholt wird 
und ob bestimmte Personen als Begleitpersonen ausgeschlossen sind. 

(7) Zur Teilnahme an Ausflügen und Reisen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberech-
tigten erforderlich. Für derartige Veranstaltungen, die im Rahmen der täglichen Betreuungszeit 
liegen und in der näheren Umgebung stattfinden, gilt die Einwilligung mit dem Aufnahmeantrag als 
erteilt. 

(8) Die Kinder sollen zweckmäßig gekleidet in der Kindertageseinrichtung erscheinen. 
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§ 8 
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Krankheiten des Kindes, insbesondere Infektionskrankheiten und Parasitenbefall, müssen un-
verzüglich mitgeteilt werden. Das erkrankte Kind darf die Einrichtung nicht besuchen (§ 23 Abs. 5 
Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG)). 

(2) Dies gilt ebenfalls, wenn eine ansteckende oder übertragbare Krankheit in der Familie auftritt. 
Solange die Möglichkeit der Ansteckung besteht, darf auch das gesunde Kind die  Kindertagesein-
richtung nicht besuchen. 

(3) Nach einer Infektionskrankheit oder nach Parasitenbefall kann der Träger vor der Wiederauf-
nahme des Kindes in die Kindertageseinrichtung ein ärztliches Attest verlangen. 

(4) Erkrankt das Kind in der Einrichtung, besteht die Verpflichtung, das Kind schnellstmöglich ab-
zuholen. 

(5) Über Allergien, chronische Erkrankungen oder andere Besonderheiten des Kindes muss die  
Kindertageseinrichtung informiert werden. 

(6) Es dürfen in der Kindertageseinrichtung keine Medikamente an Kinder verabreicht werden, 
außer bei chronischen Erkrankungen, wenn eine schriftliche Anweisung von den Eltern und von 
dem behandelnden Arzt vorliegt. Die Medikamente dürfen lediglich nach den aktuellen Regelungen 
der Unfallkasse Schleswig-Holstein verabreicht werden. 

 

§ 9 
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 

 
Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemäß § 32KiTaG durch die Elternvertretung 
der Kindertageseinrichtung und möglicherweise durch die Mitwirkung von Mitgliedern der Eltern-
vertretung im Beirat. Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Einrichtung. 

 

§ 10 
Gebühren 

 
(1) Für die Nutzung der Kindertageseinrichtung werden von den Erziehungsberechtigten monatli-
che Gebühren nach der nachfolgenden Gebührentabelle der Kindertageseinrichtung erhoben. 
 

Uhrzeit Unter 3-jährige 
Kinder 

Über 3-jährige 
Kinder 

Schulkinder 

1. Frühdienst    
06.30 - 7.00 Uhr 18,02 € 14,15 € 14,15 € 

2. Frühdienst    
07.00 – 07.30 Uhr 18,02 € 14,15 € 14,15 € 

Regelbetreuung    
07.30 – 12.30 Uhr 180,25 € 141,50 € --- 

Spätdienst    
12.30 – 13.00 Uhr 18,02 € 14,15 € 14,15 € 

Erweiterte Betreuung    
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13.00 – 14.00 Uhr 36,05 € 28,30 € 28,30 € 
14.00 – 15.00 Uhr 36,05 € 28,30 € 28,30 € 
15.00 – 16.00 Uhr 36,05 € 28,30 € 28,30 € 

 

Bei einer Platzteilung sind die Gebühren anteilig nach Tagen und Stunden festzusetzen. Die erwei-
terte Betreuung von 15.00 bis 16.00 Uhr wird je nach Bedarf, ggf. auch tageweise angeboten. Die 
Gebühr wird anteilig berechnet. 

Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für die Regel-
betreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

(2) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6-
wöchigen Kündigungsfrist zum Quartalsende möglich. 

(3) Ferienbetreuung für Grundschulkinder 
In den Schulferien der allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein bietet die Kindertages-
einrichtung „De Kinner vun’n Möhlenbarg“ Ferienbetreuung für Schulkinder an. Das Angebot richtet 
sich vorrangig an Geschwisterkinder der Bendorfer Kinder. Freie Plätze können aber auch ander-
weitig vergeben werden. Die Vergabe wird durch den Träger geregelt. 

Uhrzeit Unter 3-jährige 
täglich 

Unter 3-jährige 
wöchentlich 

Über 3-jährige 
Täglich 

Über 3-jährige 
wöchentlich 

07.30 – 12.30 7,21 € 36,05 € 5,66 € 28,30 € 
07.30 – 13.30 8,65 € 43,26 € 6,79 € 33,96 € 
07.30 – 14.00 9,37 € 46,87 € 7,36 € 36,79 € 
07.30 – 15.00 10,81 € 54,08 € 8,49 € 42,45 € 

 

(4) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Die Gebühr ist demnach für ein 
volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. Sie ist für den laufenden Monat fällig und bis zum 01. des 
jeweiligen Monats in einer Summe an die Amtskasse Mittelholstein zu zahlen. Die Zahlung sollte 
bargeldlos erfolgen, möglichst unter Verwendung des Abrufverfahrens. 

(5) Für die Aufnahme von Kindern im Verlaufe des Kindergartenjahres gilt, dass die Gebühr für 
den Monat voll zu entrichten ist, in dem das Kind aufgenommen wird. Auch bei einem Ausscheiden 
innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr für den Monat voll zu bezahlen, in dem das 
Kind ausscheidet. 

(6) Die Gebühren für die Betreuung in der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe 
weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu 
vertreten hat, die Kindertageseinrichtung nicht besuchen kann. 

(7) Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesstättengesetz (KiTaG) in der derzeit 
gütigen Fassung ermäßigt. 

 
§ 11 

Mittagessen 
 
(1) An vier Tagen die Woche wird die Kindertageseinrichtung von einem externen Dienstleister mit 
Mittagessen beliefert. Die Inanspruchnahme dieses Dienstes ist optional. 
Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich in der Kindertageseinrichtung:  
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5 Tage/Woche 43,00 € 

3 Tage/Woche 25,80 € 

2,5 Tage Woche 21,50 € 

2 Tage/Woche 17,20 € 

 

(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 
10er-Karte i. H. v. 28,00 € für das gelieferte Mittagessen in der Amtsverwaltung zu erwerben. 

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-
setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-
kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-
grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, sind auf 
Antrag von der Zahlung für das Mittagessen befreit. 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß dieser Satzung 
bleiben unberücksichtigt. 

 

§ 12 
Datenverarbeitung 

 
(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 
von personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie (einschließlich der Einkom-
mensverhältnisse) ein Verzeichnis mit den Daten anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach 
dieser Satzung erforderlich sind. 
Das Amt Mittelholstein ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung zu 
verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 

 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Benutzungs- und Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die  
Benutzungs- und Gebührensatzung der Kindertagesstätte „De Kinner vun´n Möhlenbarg“ der   
Gemeinde Bendorf vom 07.07.2020 außer Kraft. 
 
 
Bendorf, den 09.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Holger Ott 
(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Nienborstel 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Nienborstel vom 08. Dezember 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Aufgabe der Kindertageseinrichtung und der Kinderta gespflege 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung dient der Aufnahme und Betreuung von Kindern während des Vor-
mittags. Ergänzend zum Angebot einer Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Kinder-
tagespflege (siehe Teil II dieser Satzung). Durch die Aufnahme und Betreuung sollen Erziehungs-
berechtigte entlastet und die Kinder zum Leben in der Gemeinschaft erzogen werden. 

(2) Der Tagesablauf soll in wohldurchdachter Abwechslung Gelegenheit zu Spiel und Beschäfti-
gung, Bewegung und Ruhe sowie zur Durchführung von vorschulischen Bildungs- und Erzie-
hungsmaßnahmen geben. Die Kinder sollen zur Selbständigkeit erzogen und an kleine häusliche 
Pflichten gewöhnt werden. 

 

Teil I - Kindertageseinrichtung 
 

§ 2 
Anmeldung und Aufnahme 

 
(1) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank bei der Leitung der Kindertageseinrich-
tung anzumelden. Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergarten-
jahr angemeldet werden. Aufnahmefähig sind Kinder im Alter von 0 Jahren bis zur Einschulung. 

(2) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. 

(3) Für die Vorschulkinder kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07.) je nach Lage der 
Sommerferien in Schleswig-Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. 
möglich ist, sofern die Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. 
ist auch bei entsprechender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 

(4) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

(5) Die Aufnahme der Kinder ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 
freien Plätze erfolgt nach dem Anmeldestichtag nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in Nienborstel wohnen 

2. Kinder die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Standortgemeinde 
eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung 
unterhält. 
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3. Vorschulkinder 

4. Berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 

5. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

6. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

(6) Für Kinder unter 3 Jahren kann auch eine Betreuung während 50 % der Öffnungszeiten in An-
spruch genommen werden. Die Wochentage, an denen die Betreuung dann durchgeführt wird, legt 
die Leitung der Kindertageseinrichtung in Absprache mit dem Bürgermeister fest. 

(7) Wenn noch weitere freie Plätze zur Verfügung stehen, können auch Kinder aus anderen Ge-
meinden aufgenommen werden. Die Aufnahme erfolgt dann in der Reihenfolge der eingegangenen 
Aufnahmeanträge. 

(8) Die Aufnahme erfolgt gegen Abgabe einer Aufnahmeerklärung durch die Erziehungsberechtig-
ten. Vor Aufnahme ist eine Bescheinigung des Hausarztes vorzulegen, wonach das Kind frei von 
ansteckenden Krankheiten ist. Ein Kind ist aufgenommen, wenn die der Kindertageseinrichtung 
nach Prüfung des Aufnahmeantrages keine Einwände erhebt. In besonderen Fällen entscheidet 
die Gemeindevertretung. 

(9) Die Kindertageseinrichtung darf regelmäßig mit nicht mehr als der sich aus der Betriebserlaub-
nis ergebenden Kinderzahl belegt sein. 

(10) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6 wö-
chigen Kündigungsfrist zum Quartalsende möglich. 

 

§ 3 
Öffnungs- und Besuchszeiten der Kindertageseinricht ung 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist werktags von Montag bis Freitag geöffnet. Die Betreuung der 
Kinder erfolgt von 8.00 bis 12.30 Uhr. Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder bis 
spätestens 8.30 Uhr in die Kindertageseinrichtung zu bringen und bis spätestens 12.30 Uhr dort 
wieder abzuholen. Darüber hinaus werden folgende Betreuungszeiten angeboten: Frühbetreuung 
von 7.30 bis 8.00 Uhr und Spätbetreuung von 12.30 bis 13.00 Uhr. 

(2) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlossen. 
Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit dem 
Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das folgende Kalenderjahr festgelegt und 
bekanntgegeben. 

 
§ 4 

Beendigung des Betreuungsverhältnisses 
 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich. 

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
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Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

y) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbegrün-
det nicht entrichtet wurde. 

z) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

aa) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unregel-
mäßig besucht. 

bb) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 
anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

cc) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und 
trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des Jugendamtes keine 
dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

dd) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht 
erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 5 
Aufsicht, Leitung und Personal 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung untersteht der Aufsicht des Bürgermeisters. Die Leitung der Kinder-
tageseinrichtung ist einer Person zu übertragen, die über die notwendigen pädagogischen Fähig-
keiten verfügt und die notwendigen Voraussetzungen für die Leitung einer solchen Einrichtung 
erfüllt. 

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verantwortlich für den Einsatz der Mitarbeiter und für 
die ordnungsmäßige Verwaltung. Die Erziehungsberechtigten sind nicht befugt, der Leitung der 
Kindertageseinrichtung bzw. dem Personal Anweisungen zu geben. Die Leitung der Kindertages-
einrichtung ist unmittelbare Vorgesetzte des sonstigen Personals. Ihre Anordnungen sind zu befol-
gen. 

(3) Die Leitung und das pädagogische Personal hat vor Aufnahme der Tätigkeit ein amtliches Ge-
sundheitszeugnis vorzulegen. 

 

§ 6 
Verwaltung 

 
Über die Anwesenheit der Kinder und über die Gebührenzahlung sind Listen nach besonderer An-
weisung zu führen. 

 

§ 7 
Haftung 

 
(1) Der Besuch der Kindertageseinrichtung ist freiwillig. Die die Kindertageseinrichtung besuchen-
den Kinder sind gegen Unfallschäden versichert. Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und 
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Bekleidungsstücke der Kinder sind namentlich zu zeichnen, um Verluste oder Verwechslungen 
möglichst zu vermeiden. 
Für Schäden, die durch Nichtbefolgen der Satzung der Kindertageseinrichtung entstehen, haftet 
die Gemeinde nicht. 

 

§ 8 
Aufsichtspflicht 

 
(1) Eine Aufsichtspflicht des Personals der Kindertageseinrichtung gegenüber den Kindern besteht 
nur während der Öffnungszeiten. 
Für die Sicherheit der Kinder auf dem Wege zur sowie von der Kindertageseinrichtung und für de-
ren Wohl während etwaiger Wartezeiten bis zu Öffnung und nach Schließung der Kindertagesein-
richtung ist das Personal nicht verantwortlich. 

 

§ 9 
Gesundheitsvorschriften 

 
(1) Beim Auftreten einer ansteckenden oder übertragbaren Krankheit sind die Erziehungsberech-
tigten verpflichtet, die Leitung der Kindertageseinrichtung sofort zu benachrichtigen. Tritt in der 
Familie eines Kindes eine ansteckende oder übertragbare Krankheit auf, so darf auch das gesun-
de Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, solange die Möglichkeit einer Ansteckung oder 
Übertragung besteht. 

(2) Die Leiterin der Kindertageseinrichtung ist verpflichtet, Infektionskrankheiten und Unfälle unver-
züglich dem Bürgermeister zu melden. Der Gesundheitszustand der Kinder ist zu beobachten. 
Krankheitsverdächtige Kinder müssen den Erziehungsberechtigten schnellstens zugeführt, Hilfs-
weise abgesondert werden. 

(3) Die Kinder sollen zur Sauberkeit und zur Körperpflege erzogen werden. Jedes Kind soll nach 
Möglichkeit eine Zahnbürste besitzen. Ein Handtuch sowie ein Zahnputzbecher werden von der 
Kindertageseinrichtung gestellt. Soweit in der Kindertageseinrichtung diese Dinge nicht zur Verfü-
gung stehen, kann das Mitbringen verlangt werden. 

 

§ 10 
Gebühren 

 
(1) Die Gebühren für die Benutzung der Kindertageseinrichtung werden in einer gesonderten Ge-
bührensatzung festgesetzt. 

 

§ 11 
Inventar 

 
(1) Über das Inventar ist ein Verzeichnis nach näherer Weisung laufend zu führen. Das Inventar ist 
pfleglich zu behandeln und laufend zu kontrollieren. Erforderliche Reparaturen, Ergänzungen und 
Neuanschaffungen sind von der Leitung der Kindertageseinrichtung unverzüglich dem Bürgermeis-
ter der Gemeinde zu melden bzw. bei ihm zu beantragen. 
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§ 12 
Besichtigung der Kindertageseinrichtung 

 
(1) Eine Besichtigung der Kindertageseinrichtung ohne Genehmigung des Bürgermeisters oder der 
Leitung der Kindertageseinrichtung ist nicht statthaft. 

 

§ 13 
Geltungsbereich 

 
(1) Diese Satzung der Kindertageseinrichtung gilt nicht nur für das Personal. Mit Ausnahme der 
internen Regelungen sind die hier festgelegten Bestimmungen auch für die Erziehungsberechtig-
ten bindend. 

 

Teil II - Kindertagespflege 
 

§ 14 Kindertagespflege 

(1) Ergänzend zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Tagespflege 
nach den §§ 43 bis 50 Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) für die Betreuung von Kindern am 
Nachmittag in den Räumlichkeiten der Kindertageseinrichtung. Die Kindertagespflege ist grund-
sätzlich montags bis freitags von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet. Die Erziehungsberechtigten 
sind verpflichtet, die Kinder spätestens bis 17.00 Uhr abzuholen. 

(2) Neben der Anmeldung in der Kindertageseinrichtung ist ein Antrag auf Förderung der Kinderta-
gespflege gemäß § 23 SGB VIII beim Kreis Rendsburg-Eckernförde zu stellen.  

(3) Die Gebühren für die Kindertagespflege werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde erhoben. 

(4) Kinder, die in der Kindertageseinrichtung und in der Kindertagespflege betreut werden, müssen 
verbindlich die Mittagsverpflegung in Anspruch nehmen. Die Gebühren werden in einer gesonder-
ten Gebührensatzung festgelegt. 

(5) Die §§ 2, 3 Abs. 2, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 11, 12 und 13 für die Kindertageseinrichtung gelten für die 
Kindertagespflege entsprechend. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung der Kindertageseinrichtung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die        
Satzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Nienborstel vom 17.12.2018 außer Kraft. 
 
 
Nienborstel, den 10.12.2020 
 
gez.   (L. S.) 
 
Holger Kühl 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Nienborstel 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Nienborstel vom 08. Dezember 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Gebühr für die Betreuung 

 
(1) Die monatliche Gebühr für die Betreuung beträgt: 

Betreuun gszeit  über 3 -Jährige  unter 3 -Jährige  

08.00 – 12.30 Uhr 127,35 € 162,22 € 

07.30 – 08.00 Uhr 14,15 € 18,02 € 

12.30 – 13.00 Uhr 14,15 € 18,02 € 

Für eine spontane Nutzung des Früh-, und Spätdienstes wird eine tägliche pauschale Gebühr von 
0,72 € für unter 3-Jährige und 0,57 € für über 3-Jährige je angefangene halbe Stunde festgesetzt. 

(2) Für unter 3-jährige Kinder, die die Kindertageseinrichtung während 50% der Öffnungszeit ge-
mäß § 2 der Satzung für die Kindertageseinrichtung besuchen, sind 50% der monatlichen Gebüh-
ren nach Abs. 1 zu entrichten. 

(3) Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der der-
zeit gültigen Fassung ermäßigt. 

 

§ 2 
Gebühr für das Mittagessen 

 
(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich pauschal: 

 

5 Tage/Woche 76,67 € 
4 Tage/Woche 61,34 € 
3 Tage/Woche 46,00 € 
2 Tage/Woche 30,67 € 
1 Tag/Woche 15,33 € 
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(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 
10er-Karte i. H. v. 40,00 € in der Amtsverwaltung zu erwerben. 
 

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-
setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-
kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-
grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, sind auf 
Antrag von der Zahlung des Mittagessens befreit. 
 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-
zung für die Kindertageseinrichtung bleiben unberücksichtigt. 

 

§ 3 
Entstehung der Gebühr 

 
Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeitraum 
vom 01.08. eines Jahres bis zum 31.07. des Folgejahres. Während der Schließzeiten der Kinder-
tageseinrichtung sind die Gebühren weiter zu entrichten. Die Gebühr ist somit für ein volles Jahr = 
12 Monate zu entrichten. 

Bei Aufnahme und Ausscheiden nach Beginn und vor Ende eines Monats wird der volle Monats-
beitrag erhoben.  

Die Gebühr ist auch dann in voller Höhe weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder 
anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, die Kindertageseinrichtung nicht besu-
chen kann. 

Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für Ü3-Kinder 
zu zahlen.  
 

§ 4 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 

 

§ 5 
Datenverarbeitung 

 
Zur Durchführung dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-
ten aus dem Einwohnermeldeamt und dem Steueramt durch die Gemeinde zulässig. Die für die 
Gemeinde zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Durchführung dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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§ 6 

Inkrafttreten 
 
Diese Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die 
Kindertagesstätte der Gemeinde Nienborstel vom 25.06.2020 außer Kraft. 
 
 
Nienborstel, den 10.12.2020 
 
 
gez.   (L. S) 
 
Holger Kühl 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungssatzung 
für die Kindertageseinrichtung 
der Gemeinde Lütjenwestedt 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Lütjenwestedt vom 09. Dezember 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Kindertageseinrichtung und Kindertagespflege 

 
(1) Die Gemeinde Lütjenwestedt errichtet und betreibt die Kindertageseinrichtung in Lütjenwestedt, 
Weidenweg 2, als soziale öffentliche Einrichtung. Die Kindertageseinrichtung hat den Namen „Kin-
dergarten - De lütten Steppkes“. Die Kindertageseinrichtung dient der Aufnahme und Betreuung 
von Kindern am Vormittag. Ergänzend zum Angebot einer Kindertageseinrichtung betreibt die Ge-
meinde eine Kindertagespflege am Nachmittag (siehe Teil II dieser Satzung) 

(2) Für den Besuch der Kindertageseinrichtung und der Kindertagespflege werden Benutzungsge-
bühren erhoben. 

 

Teil I - Kindertageseinrichtung 
 

§ 2 
Angebot der Kindertageseinrichtung 

 
(1) In der Kindertageseinrichtung werden im Rahmen der verfügbaren Plätze Kinder im Alter von 0 
Jahren bis zum Schuleintritt betreut.  

(2) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

(3) Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr über die 
Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertageseinrichtung angemeldet werden. 

 

§ 3 
Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 

 
(1) Die Kindertageseinrichtung ist in der Regel wie folgt geöffnet: 

montags bis freitags 

Regelbetreuungszeit: 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

Erweiterte Regelbetreuungszeit: 07.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

(2) Der Wechsel von der erweiterten Regelbetreuungszeit in die Regelbetreuungszeit ist mit einer 
6-wöchigen Frist zum Quartalsende möglich. 
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(3) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlossen. 
Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit dem 
Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das folgende Kalenderjahr festgelegt und 
bekanntgegeben. 

(4) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. Für die Vorschulkinder 
kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07) je nach Lage der Sommerferien in Schleswig-
Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich ist, sofern die 
Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch bei entspre-
chender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 

(5) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes, aus anderen zwingen-
den Gründen oder aus Gründen höherer Gewalt vorübergehend geschlossen oder in seinem Be-
trieb eingeschränkt, besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder 
Notgruppe oder auf Schadensersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesen Gründen erfolgt nicht. 

 

§ 4 
Aufnahmeverfahren 

 
(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf Antrag der/des Erziehungsberechtigten oder anderer 
schriftlich Beauftragter, in der Regel zu Beginn des Kindergartenjahres. Das Kindergartenjahr be-
ginnt jeweils am 1. August und endet am 31. Juli des folgenden Jahres. Während des laufenden 
Kindergartenjahres können Kinder nur aufgenommen werden, wenn Plätze zur Verfügung stehen. 
Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der vom Träger auf Grundlage der gesetzlichen Best-
immungen zur Verfügung gestellten Plätze begrenzt. 

(2) Die Vergabe der freien Plätze erfolgt nach dem Anmeldestichtag nach den nachstehend aufge-
führten Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in Lütjenwestedt wohnen  
2. Kinder die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Standortgemeinde 

eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung 
unterhält 

3. Vorschulkinder 
4. Berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 
5. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 
6. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

(3) Für jedes Kind muss vor Aufnahme in die Kindertageseinrichtung eine ärztliche Bescheinigung 
vorgelegt werden, dass kein Anhalt für solche übertragbaren Krankheiten vorliegt, die einer Auf-
nahme entgegenstehen. Bei Aufnahme sollten die vorausgegangenen Krankheiten, insbesondere 
Infektionskrankheiten und Schutzimpfungen schriftlich festgehalten werden. 

(4) Ein Exemplar dieser Benutzungssatzung wird der/dem Erziehungsberechtigten oder schriftlich 
Beauftragten ausgehändigt. Für etwaige Schäden, die aus der Nichtbeachtung der der/dem Erzie-
hungsberechtigten obliegenden Pflichten entstehen, sind diese verantwortlich. 
 
 
 
 
 



1055 
 

§ 5 
Regelung für den Besuch der Einrichtung 

 
(1) Das Kind muss in die Kindertageseinrichtung gebracht, der/dem aufsichtsführenden Erzieher/in 
übergeben sowie bei dieser/diesem wieder abgeholt werden. Abholberechtigt und abholverpflichtet 
sind die Erziehungsberechtigten, es sei denn, dass diese gegenüber der Leitung anderweitige 
schriftlich Erklärungen abgegeben haben. Dies gilt analog auch dafür, dass das Kind ausnahms-
weise allein nach Hause gehen soll. 

(2) Kann das Kind die Einrichtung nicht besuchen, haben die Erziehungsberechtigten dieses der 
Leitung oder der Gruppenleitung unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes den Personensorgeberechtigten, in der Regel den 
Erziehungsberechtigten. Für die Dauer des Besuchs der Kindertageseinrichtung wird die Auf-
sichtspflicht auf den Träger übertragen. Die Gemeinde bedient sich bei der Erfüllung ihrer Ver-
pflichtung dem vorgeschriebenen Personal. 

(4) Zur Teilnahme an Ausflügen und an Reisen ist die Einwilligung der/des Erziehungsberechtigten 
erforderlich. 

(5) Das Mitbringen von Süßigkeiten ist aus pädagogischen Gründen nicht erwünscht, ausgenom-
men an Geburtstagen und zu besonderen Anlässen. 

 

§ 6 
Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 

 
Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemäß § 32 KiTaG durch die Elternvertretung 
der Kindertageseinrichtung. 

 

§ 7 
Benutzungsgebühren 

 
Für die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtung werden nach § 31 Kindertagesförderungs-
gesetz Benutzungsgebühren erhoben, die sich aus der Gebührensatzung ergeben. 

 

§ 8 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 
möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 
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(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

ee) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbe-
gründet nicht entrichtet wurde. 

ff) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

gg) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertagesstätte unbegründet unregelmäßig 
besucht. 

hh) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 
anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

ii) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und 
trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des Jugendamtes 
keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

jj) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht 
erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 9 
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Krankheiten, insbesondere ansteckende Krankheiten des Kindes und in der Familie, müssen 
der Leitung der Kindertageseinrichtung unverzüglich gemeldet werden. Solange die Gefahr einer 
Krankheitsübertragung besteht, darf das Kind die Einrichtung bis zum Vorliegen einer ärztlichen 
Unbedenklichkeitsbescheinigung nicht besuchen. 

(2) Bei Unfällen und plötzlich auftretenden Krankheiten während des Besuchs der Kindertagesein-
richtung erfolgt in ernsten Fällen durch die/den zuständige/n Erzieher/in eine unverzügliche Be-
nachrichtigung des/der Erziehungsberechtigten und ggf. die Hinzuziehung eines Arztes. 

 

§ 10 
Haftung 

 
Während des Aufenthalts in der Kindertageseinrichtung genießen die Kinder den gesetzlichen Un-
fall- bzw. Sachdeckungsschutz über die Unfallkasse Nord bzw. den Kommunalen Schadenaus-
gleich. Haftpflichtansprüche gegen den Träger und deren Mitarbeiter/innen sind ausgeschlossen, 
es sei denn, dem Träger bzw. deren Mitarbeiter/innen fällt der Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last. 

 

§ 11 
Datenverarbeitung 

 
(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie ein Verzeichnis mit den Daten anzu-
legen, die für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlich sind. Das Amt Mittelholstein 
ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung zu verwenden und weiterzu-
verarbeiten. 
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(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 

 

Teil II - Kindertagespflege 
 

§ 12 Kindertagespflege 

(1) Ergänzend zum Angebot der Kindertageseinrichtung betreibt die Gemeinde eine Tagespflege 
nach den §§ 43 bis 50 Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) für die Betreuung von Kindern am 
Nachmittag in den Räumlichkeiten der Kindertageseinrichtung. Die Kindertagespflege ist grund-
sätzlich montags bis freitags von 13.00 Uhr bis 16.30 Uhr geöffnet. Die Erziehungsberechtigten 
sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens bis spätestens 16.30 Uhr abzuholen. 

(2) Neben der Anmeldung in der Kindertageseinrichtung ist ein Antrag auf Förderung der Kinderta-
gespflege gemäß § 23 SGB VIII beim Kreis Rendsburg-Eckernförde zu stellen.  

(3) Die Gebühren für die Kindertagespflege werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde erhoben. 

(4) Kinder, die in vormittags in der Kindertageseinrichtung und nachmittags in der Kindertagespfle-
ge betreut werden, müssen verbindlich die Mittagsverpflegung in Anspruch nehmen. Die Gebühren 
werden in einer gesonderten Gebührensatzung festgelegt. 

(5) Die §§ 2, 3 Absatz 3 und 5, 4, 5, 8, 9, 10 und 11 für die Kindertageseinrichtung gelten für die 
Kindertagespflege entsprechend. 

 
§ 13 

Inkrafttreten 
 
Diese Benutzungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungssatzung für 
die Kindertagesstätte der Gemeinde Lütjenwestedt vom 13.03.2019 außer Kraft. 
 
 
Lütjenwestedt, den 10.12.2020 
 
 
gez.                         (L.S.) 
 
Björn Baasch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung  
der Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Lütjenwestedt 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 
Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. 2005, S. 27), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
(SGB VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 
des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H., S. 759),     
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung    
Lütjenwestedt vom 09. Dezember 2020 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

 
Zur Deckung der Betriebskosten der Kindertageseinrichtung werden für die Inanspruchnahme der 
Einrichtung Benutzungsgebühren erhoben. 

 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
(1) Die monatliche Gebühr beträgt für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr in der Regelbe-
treuungszeit von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr 140,00 €, in der erweiterten Regelbetreuungszeit von 
07.00 Uhr bis 13.00 Uhr 168,00 €. 

(2) Die monatliche Gebühr beträgt für Kinder unter 3 Jahren in der Regelbetreuungszeit von  
07.30 Uhr bis 12.30 Uhr für 5 Tage in der Woche 180,00 €, für 3 Tage in der Woche 108,00 € und 
für 2 Tage in der Woche 72,00 €. 
In der erweiterten Regelbetreuungszeit von 07.00 Uhr bis 13.00 Uhr beträgt für Kinder unter  
3 Jahren die monatliche Gebühr für 5 Tage in der Woche 216,00 €, für 3 Tage in der Woche 
129,00 € und für 2 Tage in der Woche 86,00 €. 

 

§ 3 
Gebühr für das Mittagessen 

 
(1) Die Gebühr für das Mittagessen in der Kindertagespflege beträgt monatlich pauschal: 

 
5 Tage/Woche 57,75 € 
3 Tage/Woche 34,65 € 
2 Tage/Woche 23,10 € 
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(2) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-
zung für die Kindertageseinrichtung bleiben unberücksichtigt. 

§ 4 
Einkommensabhängige Ermäßigung 

 
Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der 
derzeit gültigen Fassung ermäßigt.  

 

§ 5 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Abweichungen können zuge-
lassen werden. Die Gebühr ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. Sie ist für den 
laufenden Monat im Voraus fällig und bis zum 1. des jeweiligen Monats in einer Summe an die 
Amtskasse Mittelholstein zu zahlen. Die Zahlung soll bargeldlos erfolgen, möglichst unter Verwen-
dung des Abrufverfahrens. 

(2) Für die Aufnahme von Kindern im Verlaufe des Kindergartenjahres gilt, dass die Gebühr für 
den Monat voll zu entrichten ist, in dem das Kind in die Kindertageseinrichtung aufgenommen wird. 
Auch bei einem genehmigten Ausscheiden innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr 
für den Monat voll zu bezahlen, in dem das Kind ausscheidet. Die Gebühren für die Betreuung in 
der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krank-
heit oder anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, die Kindertageseinrichtung 
nicht besuchen kann. 

(3) Vornehmlich in den Schulferien für die allgemeinbildenden Schulen bleibt die Kindertageseinrich-
tung gem. § 3 Abs. 3 der Benutzungssatzung an bis zu 30 Tagen geschlossen. Für die Zeiten, in 
denen die Kindertageseinrichtung nicht geöffnet ist, sind die Gebühren weiter zu entrichten. 

(4) Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn diesen Monats an die Gebühr für die Re-
gelbetreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

 

§ 6 
Stundung, Erlass 

 
Die Gebühren können auf Antrag gestundet oder erlassen werden. Für die Stundung und den Er-
lass von Gebühren findet die Satzung über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderun-
gen der Gemeinde Lütjenwestedt Anwendung. 

 

§ 7 
Gebührenschuldner 

 
Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, 

a) der Elternteil, der das Kind angemeldet hat, 
b) der andere Elternteil, wenn er neben dem anmeldenden Elternteil Inhaber der elterlichen 

Sorge ist oder aus anderen Gründen mit verpflichtet wurde, 
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c) wer sonst das Kind angemeldet hat. 

Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. Die Gebührenschuld entsteht mit der Annahme des 
Aufnahmeantrages. 

 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 
von personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie ein Verzeichnis mit den Daten 
anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlich sind.  
Das Amt Mittelholstein ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung zu 
verwenden und weiter zu verarbeiten. 

(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 

 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung der 
Kindertagesstätte der Gemeinde Lütjenwestedt vom 16.06.2020 außer Kraft. 
 
 
Lütjenwestedt, den 10.12.2020 
 
 
gez.                           (L. S.) 
 
Björn Baasch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Bendorf 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 
2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 23.11.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 

1. im Ergebnisplan mit 

einem Gesamtbetrag der Erträge auf 1.496.600,00 EUR 

einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.348.300,00 EUR 

einem Jahresüberschuss von 148.300,00 EUR 

 
2. im Finanzplan mit 

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 
einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Inves-
titionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf ei-
nem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investi-
tionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

festgesetzt. 

 

 

1.496.600,00 EUR 
 

1.288.100,00 EUR 

250.000,00 EUR 

668.400,00 EUR 

 

 

§ 2  
 

Es werden festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen auf 250.000,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf     0,00 EUR 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf       0,00 EUR 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf    8,71 Stellen. 
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§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  

für die land- und forstwirtschaftlichen  

 a) Betriebe (Grundsteuer A) 280 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 280 % 

(2) Gewerbesteuer 360 % 
 

§  4  
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürger-
meisterin ihre oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen 
kann, beträgt 5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als 
erteilt. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeinde-vertretung 
mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach 
Satz 1 zu berichten. 

 

§  5  
 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder 
Investitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investiti-
on oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 0,00 EUR beträgt. 
 
 
Bendorf, den 11.12.2020 
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Holger Ott 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen 
nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 
24594 Hohenwestedt, Zimmer 010, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter 
www.amt-mittelholstein.de.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
der Gemeinde Bendorf 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs.1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-
ar 2003 (GVOBl. 2003, S. 57) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 des 
Kommunalabgabengesetztes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 
(GVOBI. 2005, S. 27), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der 
Gemeindevertretung Bendorf vom 23.11.2020 folgende Satzung erlassen:  

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 

 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). 

(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. 

(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 

§ 3  
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein Hund in einen 
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. 

(2) Wer seinen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermo-
nats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
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(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Er-
werb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 

(6) Für selbst gezogene Hunde, die in einem Zwinger gehalten werden, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem Kalendermonat, in dem der Hund sieben Monate alt wird.   

 

§ 4  
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den 1. Hund    24,00 € 

für den 2. Hund    60,00 € 

für jeden weiteren Hund 120,00 € 

für Gefahrhunde  180,00 € 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. Beim  
Halten von zwei oder mehr ermäßigten Hunden wird die Ermäßigung auf den nach § 4 maßgeben-
den Steuersatz zunächst für den zweiten und danach ggf. für jeden weiteren Hund gewährt.      

(3) Gefahrhunde sind solche Hunde, bei denen eine Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Hundegesetz 
festgestellt wurde.  

 

§ 5  
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzule-
gende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein, 

c) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet 
werden. 

(2) Steuerermäßigungen im Sinne von Absatz 1 werden für Gefahrenhunde im Sinne von § 4 (3) 
dieser Satzung nicht gewährt. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhal-
tungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
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2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderli-
chen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, und zwar nur für Schafsherden; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten gehal-
ten werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Institutionen ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht 
sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 

7. Blindenführhunden; 

8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich 
sind; die Steuerbefreiung wird regelmäßig von der Vorlage eines Schwerbehindertenausweises mit 
dem Merkzeichen „Bl“, „Gl“, „B“,“aG“ oder „H“ abhängig gemacht. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung  und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 6 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 

 

§ 8 
Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde aufhalten, für 
die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 

 

§ 9 
Meldepflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tage bei der Ge-
meinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle 
der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzu-
geben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z.B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
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Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 mit Ablauf des Monats, 
in dem die Abmeldung beim Amt Mittelholstein eingeht.   

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

§ 10 
Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung eines Hundes wieder abzuge-
ben sind. Ein Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Satz 2 gilt nicht für Hirtenhunde beim 
Hüten und für Jagdhunde bei ihrer jagdlichen Verwendung. Die Hundesteuermarke gilt als Nach-
weis der Anmeldung zur Steuer und entbindet nicht von der in § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das 
Halten von Hunden (HundeG) genannten Pflicht zur Kennzeichnung des Hundes. 

 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
jeden Jahres fällig. Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist die volle Steu-
er für diesen Kalendermonat innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

(3) Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Hundesteuer abweichend von Abs. 2 am 01. Juli in 
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des vorange-
gangenen Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßge-
bend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum Ablauf des voran-
gegangenen Jahres beantragt werden.  

 

§12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 9 und 10 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro ge-
ahndet werden. 

 

§ 13 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen der Veran-
lagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten zulässig.  
Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Steuererhebung erhoben und gespeichert 
worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 
sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde 
darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Steuererhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuer-
pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Steu-
erpflichtigen mit den für die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zweck der Steuererhebung und zur Verfolgung etwaiger Ordnungswidrigkei-
ten zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auf-
tragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die Daten verarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) bleibt 
verantwortlich. 

 

§ 14 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 02.12.2016 außer Kraft. 
 
 
Bendorf, den 14.12.2020  
 
 
gez.   (L. S.) 
 
Holger Ott 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Amt Mittelholstein 
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Padenstedt 
 
 
 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses über die  1. vereinfachte Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 10 „östlich Poststraße / westlich Kleinr edder“ für das Gebiet östlich der Grundstücksflä-
chen Poststraße Nr. 5 bis 11 (fortl. unger. Nr.), s üdlich der Grundstücksflächen Poststraße Nr. 1, 1b 
und Kleinredder Nr. 6, westlich „Kleinredder“ und n ördlich von Ausgleichsmaßnahmen im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 10 
 
 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Padenstedt hat in ihrer Sitzung am 01.12.2020 beschlossen, die 1. 
vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 „östlich Poststraße / westlich Kleinredder“ für das Ge-
biet östlich der Grundstücksflächen Poststraße Nr. 5 bis 11 (fortl. unger. Nr.), südlich der Grundstücksflächen 
Poststraße Nr. 1, 1b und Kleinredder Nr. 6, westlich „Kleinredder“ und nördlich von Ausgleichsmaßnahmen 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 10 (siehe Planskizze), aufzustellen. 
 
 
 

Planskizze 
des Gebiets der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  10  

„östlich Poststraße / westlich Kleinredder“  
der Gemeinde Padenstedt   

 
 

 
 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
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Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der 1. ve reinfachten Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 10 „östlich Poststraße / westlich Kleinredder“ für das Gebiet östlich der Grundstücksflächen 
Poststraße Nr. 5 bis 11 (fortl. unger. Nr.), südlic h der Grundstücksflächen Poststraße Nr. 1, 1b und 
Kleinredder Nr. 6, westlich „Kleinredder“ und nördl ich von Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 10 (siehe Planskizze)  in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der von der Gemeindevertretung in der Sitzung am 01.12.2020 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Ent-
wurf der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 „östlich Poststraße / westlich Kleinredder“ 
für das Gebiet östlich der Grundstücksflächen Poststraße Nr. 5 bis 11 (fortl. unger. Nr.), südlich der Grund-
stücksflächen Poststraße Nr. 1, 1b und Kleinredder Nr. 6, westlich „Kleinredder“ und nördlich von Aus-
gleichsmaßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 10 und die Begründung liegen in der Zeit 
vom 
 

29. Dezember 2020 bis 03. Februar 2021 (einschließl ich) 
 

zu jedermanns Einsicht öffentlich im Amtsgebäude des Amtes Mittelholstein, Am Markt 15, 24594  
Hohenwestedt, Zimmer 17, während der folgenden Sprechzeiten 
 montags  08.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 dienstags 08.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 donnerstags 08.00 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr - 18.00 Uhr 
 freitags 08.00 Uhr - 12.00 Uhr 
     
nach telefonischer Terminvereinbarung unter der Tel efon-Nummer 04871-36301, zur Einsichtnahme 
öffentlich aus. Es besteht auch die Möglichkeit die  Planunterlagen per Mail unter der Mail-Adresse 
info@amt-mittelholstein.de  anzufordern . 
Während dieser Zeit können alle an der Planung Interessierte die Planungsunterlagen einsehen und Anre-
gungen hierzu schriftlich oder zur Niederschrift vorbringen. 
 
Zusätzlich ist der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unter-
lagen im Internet unter der Adresse https://www.amt-mittelholstein.de/kennenler nen-entdecken/bauen-
wohnen/bauleitplanung/  eingestellt und über den Digitalen Atlas Nord des Landes Schleswig-Holstein zu-
gänglich. 
 
Im vereinfachten Verfahren wird von einer Umweltprü fung gemäß § 13 (3) BauGB abgesehen. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und 
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.  
 
Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes ist in 
einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen aus-
geschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
 
Die Verarbeitung personenbezogenen Daten erfolgt auf Grundlage der Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 3 BauGB und dem Landesdatenschutzgesetz. 
Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Informationspflichten bei 
der Erhebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem BauGB (Artikel 13 DSGVO), 
das mit ausliegt. 
 
Es liegen folgende Unterlagen zur Einsichtnahme vor : 
 

(1) Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Padenstedt  
(2) Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 mit Stand vom 17.11.2020 
(3) Geltungsbereich 
(4) Änderung für den textlichen Teil B 
(5) Informationspflicht (DGSVO) 
 
Hohenwestedt, den 29. Dezember 2020 
 
Amt Mittelholstein 
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Heitmann-Rohweder 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

 
Bekanntmachung 

 
Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt Komm unalservice  

für das Wirtschaftsjahr 2019 
 

 
 
Der Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice ist von Dennis 
Max Förster (EEP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus Neumünster) geprüft worden.  
 
Es wurde der beigefügte Bestätigungsvermerk vom 18.11.2020 erteilt. 
 

   
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 08.12.2020 gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 9 der Eigen-
betriebsverordnung den Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalser-
vice festgestellt. 
 
 
Der Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke abschließend mit einer 
 
Bilanzsumme in Höhe von  31.888.779,81 EUR 
Erträgen in Höhe von 2.652.067,70 EUR 
Aufwendungen in Höhe von 2.463.662,21 EUR 
 
und einem Jahresgewinn in Höhe von EUR 188.405,49 EUR  
wird in der von EHLER, ERMER & PARTNER geprüften Form festgestellt. 
 
 
Der Jahresverlust des Freibades  44.207,48 EUR 
und der Jahresverlust aus der Abwassersparte        90.801,12 EUR                   
werden auf neue Rechnung vorgetragen. 
  
Der Jahresgewinn des Bauhofes  113.828,59 EUR 
und der Jahresgewinn aus Beteiligungen 209.585,50 EUR 

  werden auf neue Rechnung vorgetragen.  
 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2019, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, dem Lagebericht und dem Anhang, liegt öffentlich aus. Er kann vom 11.01.2021 
bis zum 22.01.2021 während der Sprechzeiten der Gemeindewerke Hohenwestedt, Am Gaswerk 
8, 24594 Hohenwestedt eingesehen werden. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten. 
 
 
Hohenwestedt, 18.12.2020 
 
 
 
Kay Fischer 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
  

 

An die Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice, Hohenwestedt und den Landrat des Kreises Rendsburg-

Eckernförde, vertreten durch das Gemeindeprüfungsamt: 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice, Hohenwestedt, - bestehend aus 

Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis 

zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

- geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice für das Wirt-

schaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 

Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebs-

verordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 

Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 

01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen 

wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschrif-

ten der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und stellt die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt 

der oben genannten Erklärung zur Unternehmensführung. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-

keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. 

§ 13 Abs. 1 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 

diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbe-
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trieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 

haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den landesrechtlichen Vor-

schriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grunds-

ätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbe-

triebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 

in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 

sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-

gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeigne-

te Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Auf-

stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - 

beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 

Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den 

ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen 
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und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-

lungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-

tigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 

Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Dar-

stellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf die-

se Risiken durch sowie erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-

sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 

bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-

sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-

ten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsys-

tem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-

lungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme-

thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 

zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-

ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-

ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 

verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-

fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-

merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 

dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der An-

gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass 

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 



1074 
 

 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 

ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten An-

gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbe-

sondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-

men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundelie-

genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignis-

se wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 

der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 

wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

 

ERWEITERUNG DER JAHRESABSCHLUSSPRÜFUNG GEMÄß § 13 Abs.1 Nr. 3 KPG S-H 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr vom 

01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein 

haben wir in dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätigkeit einzugehen. 

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt 

geworden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vor-

kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben.   
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Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung der Ab-

schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 

zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Auf-

gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die Ge-

schäftspolitik zu beurteilen. 

 

Neumünster, den 18. November 2020 

        EEP GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
 

 
gez. Nebelung   gez. Förster 

                                                                                    Wirtschaftsprüfer                            Wirtschaftsprüfer 
 

  



1076 
 

 

Amtliche Bekanntmachung 
 

Jahresabschluss der Gemeindewerke Aukrug für das Wi rtschaftsjahr 2019 
 
 
 

Der Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke Aukrug ist von Dennis Max Förster (EEP GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus Neumünster) geprüft worden.  
 
Es wurde der beigefügte Bestätigungsvermerk vom 23.11.2020 erteilt. 
 

   
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 10.12.2020 gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 9 der Eigen-
betriebsverordnung den Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke Aukrug festgestellt. 
 
 
Der Jahresabschluss 2019 der Gemeindewerke abschließend mit einer 
 
Bilanzsumme in Höhe von  7.531.740,73 EUR 
Erträgen in Höhe von 1.111.422,25 EUR 
Aufwendungen in Höhe von 1.085.330,19 EUR 
 
und einem Jahresgewinn in Höhe von EUR 26.092,06 EUR  
wird in der von EHLER, ERMER & PARTNER geprüften Form festgestellt. 
 
 
Der Jahresverlust der Abwassersparte  8.908,76 EUR 
wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
  
Der Jahresgewinn der Wasserversorgung  20.352,72 EUR 

 wird mit 1.038,74€ in die allgemeine Rücklage   
  und mit 19.313,98€ in die Rücklage aus kalkulatorischen Einnahmen eingestellt. 
 

Der Jahresgewinn der Wärmeversorgung 14.648,10 EUR 
  wird in die allgemeine Rücklage eingestellt. 
 
 

Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2019, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, dem Lagebericht und dem Anhang, liegt öffentlich aus. Er kann vom 11.01.2021 
bis zum 22.01.2021 während der Sprechzeiten der Gemeindewerke Hohenwestedt, Am Gaswerk 
8, 24594 Hohenwestedt eingesehen werden. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten. 

 
 
 

Hohenwestedt, 18.12.2020 
 
 
 

gez. Kay Fischer, Werkleiter 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
  

 

An die Gemeindewerke Aukrug, Aukrug, und an den Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, vertreten durch das 

Gemeindeprüfungsamt 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Aukrug, Aukrug - bestehend aus Bilanz zum 31. Dezember 2019 

und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 

Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht der Gemeindewerke Aukrug für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 

2019 geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsver-

ordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-

lage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 

2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen we-

sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der 

Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben ge-

nannten Erklärung zur Unternehmensführung. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-

keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. 

§ 13 Abs. 1 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 

diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-

abschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigen-

betrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 

haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
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Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unse-

re Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den Jahresabschluss und den Lagebe-

richt 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den landesrechtlichen Vor-

schriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind 

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-

ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigen-

betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-

verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risi-

ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-

kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende 

geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Auf-

stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - 

beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 

Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den 

ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der un-

sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-

nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hin-

aus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstel-

lungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-

ken durch sowie erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstö-

ßen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-

vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 

und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 

planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-

den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zu-

sammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-

fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-

steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-

fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 

Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-

chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen un-

sere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-

nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-

ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 

sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-

abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 

ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-

ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesonde-
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re die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-

nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 

Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-

men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 

den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-

nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsys-

tem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

ERWEITERUNG DER JAHRESABSCHLUSSPRÜFUNG GEMÄß § 13 Abs.1 Nr. 3 KPG S-H 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschafts-jahr 

vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-

Holstein haben wir in dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätigkeit einzugehen. 

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt 

geworden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vor-

kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben.  

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung der Ab-

schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 

zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht 

Aufgabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die 

Geschäftspolitik zu beurteilen. 

 

Neumünster, den 23. November 2020 

        EEP GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

 gez. Nebelung    gez. Förster 
                                                                                 Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 
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